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Nr. 15 Aufruf der deutschen Bischöfe zur 
Fastenaktion Misereor 2023 

 
Liebe Schwestern und Brüder, 
 
die Welt ist voller Wunden, die wir Menschen ihr 
zugefügt haben. Es braucht Mutige und Engagierte, die 
sich für eine Überwindung der Missstände einsetzen. 
Oft sind es Frauen, die solche Veränderungen 
bewirken: Im gesellschaftlichen und politischen Leben 

entwickeln sie Visionen, sie kämpfen für eine 
gerechtere Welt. Und sie prägen auch die Kirche durch 
ihr Engagement in Pfarreien, Verbänden und 
Netzwerken. 
 
Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort: „Frau. Macht. Veränderung.“ Mit der 
Fastenaktion setzt sich Misereor dafür ein, dass 
Frauen gleichberechtigt am Wandel mitwirken können. 
Beispielhaft zeigen das die Partner in Madagaskar, wo 
Frauen mutig für eigene Landrechte kämpfen, wo sie 
als Kleinbäuerinnen die Ernährung der 
Dorfgemeinschaft sichern oder als Lehrerinnen den 
Kindern Ausbildung ermöglichen. In einem Land, das 
als eines der ärmsten Länder weltweit gilt, ist der 
Einsatz dieser Frauen überlebensnotwendig.  
 
Deshalb: Unterstützen wir in dieser Fastenzeit das 
großartige Engagement der Misereor-Partner-
organisationen weltweit. Stellen wir uns an die Seite 
aller, die sich für die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen einsetzen. Bleiben wir wachsam für jedes 
Unrecht, setzen wir uns gegen die Zerstörung von 
Gottes Schöpfung ein. Nutzen wir die Wochen der 
Fastenzeit für eine Veränderung hin zu einer 
gerechteren Welt ohne Krieg, ohne Hunger und ohne 
Ausgrenzung.  
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Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden 
unsere Hoffnungen, unsere Gebete und unser 
Engagement. Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre 
großherzige Spende für Misereor. 
 
Für das Bistum Magdeburg, 27.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 
Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 19. März 
2023, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
verlesen werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, 
dem 26. März 2023, ist ausschließlich für das 
Bischöfliche Hilfswerk Misereor e. V. bestimmt. 
 

Nr. 16 Beschluss BK 3/2022 der 
Bundeskommission des Deutschen 
Caritasverbandes e.V. vom 20.10.2022 

 
A. 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  
 
I. Änderungen in Anlage 33 zu den AVR  
 
1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die 
Anmerkung Nr. 1 der Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 
neu gefasst:  
 
„a) 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als 
Praxisanleiter in der Ausbildung von Erziehern, von 
Kinderpflegern, von Sozialassistenten, von 
Heilerziehungspflegern oder von Heilerziehungs-
pflegehelfern übertragen sind und die die übertragene 
Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil von mindestens 15 
Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten ab 
dem 1. Januar 2023 für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage 
wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter 
einen Anspruch auf Dienstbezüge oder Fortzahlung 
der Dienstbezüge (§ 10 AT, Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 
1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) haben. 
 
b) 1Mitarbeiter nach Absatz a) Satz 1, die an 
mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und 
dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge 
haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 490 
Euro, die spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt 
wird. 2§ 12a der Anlage 33 findet Anwendung. 3Der 
Anspruch nach Satz 1 vermindert sich um ein Sechstel 
für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis 
Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht 
mindestens an einem Tag Anspruch auf Dienstbezüge 
hat und Anspruch auf die Praxisanleiterzulage gehabt 
hätte. 4Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des 
Satzes 3 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in 
Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in § 2 der 
Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 

16 der Anlage 33 genannten Ereignisse sowie der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII 
Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers 
nicht gezahlt wird. 5Einem Anspruch auf Dienstbezüge 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen 
und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder § 24i 
SGB V.“ 
 
2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR werden die 
Entgeltgruppen wie folgt ergänzt: 
 
Die Entgeltgruppen S 7, S 8a, S 8b, S 9, S 10, S 11a, 
S 13, S 15 Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fallgruppen 5 bis 
10, S 17 Fallgruppen 4 und 10 bis 13, S 18 Fallgruppen 
5 bis 7 werden jeweils um die Hochziffer (Anmerkung) 
1 ergänzt.  
 
3. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 12b 
ergänzt: 
 
„§ 12b Einmalzahlung 2022 
1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in einer der 
Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind und die 
an mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 
und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in 
Höhe von 910,00 Euro. 2Vollzeitbeschäftigte 
Mitarbeiter, die in Entgeltgruppe S 11b, S 12 Ziffer 1, 
S14, oder S 15 Ziffer 7 eingruppiert sind und die an 
mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und 
dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge 
haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 
1.240,00 Euro.  
3§ 12a der Anlage 33 findet Anwendung. 4Der 
Anspruch nach Sätzen 1 und 2 vermindert sich um ein 
Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis 
Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht 
mindestens an einem Tag Anspruch auf Dienstbezüge 
hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des Satzes 
4 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in § 2 Abs. 
3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 
genannten Ereignisse sowie der Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 
1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen der Höhe der 
Barleistungen des Sozialversicherers nicht gezahlt 
wird. 6Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt 
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder 
entsprechender gesetzlicher Leistungen und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder § 24i SGB 
V. 7Die Auszahlung erfolgt spätestens bis zum 31. 
März 2023.“ 
 
4. In § 11 der Anlage 33 zu den AVR wird nach Absatz 
4 folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 
 
„(5) 1Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 11a eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 
2023 eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 
Euro. 2Mitarbeiter, die in den Entgeltgruppe S 11b, S 
12 bei Tätigkeiten der Ziffer 1, S 14, oder S 15 bei 



 

28 

Tätigkeiten der Ziffer 7 eingruppiert sind, erhalten ab 
dem 1. Januar 2023 eine monatliche SuE-Zulage in 
Höhe von 180,00 Euro. 3Die Zulage wird nur für 
Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen 
Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
haben.“ 
 
5. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19a 
ergänzt: 
 
„§ 19a Regenerationstage 2022 
1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 
eingruppiert sind, haben im Kalenderjahr 2022 bei 
Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
(Dienstbezüge) und der in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen (Regenerationstage). 2Wird die 
wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in 
der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf 
die Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für 
die Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen 
Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen 
der Antragstellung und dem gewährten 
Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch 
auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt 
bei den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein 
Bruchteil, der mindestens einen halben 
Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Regenerationstag bleiben 
unberücksichtigt. 6Die Regenerationstage für das 
Kalenderjahr 2022 verfallen spätestens am 30. 
September 2023.  
 
Anmerkung zu Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen 
Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für 
mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt 
bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des 
Satz 1 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 
1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch 
auf Krankengeldzuschuss, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch auf 
Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher 
Leistungen, Leistungen nach § 56 lfSG, 
Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 
MuSchG oder nach § 24i SGB V. 
 
Anmerkung zu § 19a:  
Bei den Regenerationstagen handelt es sich nicht um 
Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“ 
 
6. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19 
ergänzt: 
 
„§ 19 Regenerationstage/Umwandlungstage  

(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 
eingruppiert sind, haben ab dem Kalenderjahr 2023 bei 
Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
(Dienstbezüge) und der in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen (Regenerationstage). 2Wird die 
wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in 
der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf 
die Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für 
die Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen 
Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen 
der Antragstellung und dem gewährten 
Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch 
auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt 
bei den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein 
Bruchteil, der mindestens einen halben 
Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Regenerationstag bleiben 
unberücksichtigt.  
 
Anmerkung zu Satz 1:   
1Der Anspruch reduziert sich auf einen 
Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für 
mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt 
bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des 
Satz 1 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 
1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch 
auf Krankengeldzuschuss, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungs-
trägers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, 
Leistungen nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder nach § 24i 
SGB V. 
 
(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerations-
tage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu 
berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 
dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 
2Der Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e 
spätestens vier Wochen vor dem gewünschten 
Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem 
Dienstgeber geltend zu machen. 3Der Dienstgeber 
entscheidet über die Gewährung der 
Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen vor 
diesen und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 
4Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter 
Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend 
von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige 
Gewährung von Regenerationstagen möglich. 
5Regenerationstage, für die im laufenden Kalenderjahr 
keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
6Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, 
die wegen dringender betrieblicher/dienstlicher Gründe 
im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt worden sind, 
spätestens am 30. September des Folgejahres.  



 

29 

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-
Zulage gemäß § 11 Abs. 5 haben, können bis zum 31. 
Oktober des laufenden Kalenderjahres in Textform 
geltend machen, statt der ihnen zustehenden SuE-
Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
(Dienstbezüge) und der in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen in Anspruch zu nehmen 
(Umwandlungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig einen 
Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 11 Abs. 5 
erwerben, können nach Ablauf von drei 
Kalendermonaten nach Aufnahme des 
Dienstverhältnisses (Neubegründung des 
Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das 
laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-Zulage wird 
jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 
4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem individuell 
ermittelten Stundenentgelt bezogen auf die an dem 
Umwandlungstag dienstplanmäßig bzw. betrieblich 
festgelegten Arbeitsstunden. 5Besteht zum Zeitpunkt 
der Beantragung kein Dienstplan bzw. keine betrieblich 
festgelegte Arbeitszeit, so ist die an dem 
Umwandlungstag zu leistende Arbeitszeit dadurch zu 
ermitteln, dass die arbeitsvertraglich vereinbarte 
regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der 
Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der 
Umwandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat den/die 
Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem 
gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform 
gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der 
Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der 
Umwandlungstage bis spätestens zwei Wochen vor 
diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform 
mit. 8Bei der Festlegung der Lage der 
Umwandlungstage sind die Wünsche des Mitarbeiters 
zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 
dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 
9Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter 
Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend 
von den Sätzen 6 und 7 auch eine kurzfristige 
Gewährung von Umwandlungstagen möglich. 10Eine 
im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr 
nach Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage 
wirkt längstens bis zum Ende des laufenden 
Kalenderjahres.  
 
Anmerkung zu Abs. 3 Satz 1: 
Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals für das 
Jahr 2024 möglich. 
 
Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4: 
Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils 
sind die in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen. 
 
Anmerkung zu § 19:  
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen 
handelt es sich nicht um Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“ 
 
 

II. Änderungen in Anlage 1 zu den AVR  
 
1. Abschnitt VIIa der Anlage 1 zu den AVR wird mit 
Wirkung zum 1. Januar 2023 wie folgt neu gefasst: 
 
„VIIa Wohn- und Werkstattzulage 
(a) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie 
Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewährungsaufstieges 
aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 
eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgeltgruppen 
S 2 bis S 18 der Anlage 33, erhalten für die Dauer der 
Tätigkeit in einer besonderen Wohnform (insbesondere 
stationäre Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen 
mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und 
Jugendwohnheimen oder vergleichbaren 
Einrichtungen [Heim]) oder in der ambulant 
unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn 
diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden 
täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung nach § 34 
SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro 
monatlich, wenn dort ein überwiegender Teil der 
Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 
Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 
2Voraussetzung ist, dass die Mitarbeiter in der Pflege, 
Betreuung, Erziehung oder heilpädagogisch-
therapeutischen Behandlung tätig sind. 3Überwiegt der 
Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- 
oder Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 
Euro monatlich. 
 
b) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie 
Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewährungsaufstieges 
aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 
eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgeltgruppen 
S 2 bis S 18 der Anlage 33 
1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder 
Berufsförderungswerkstätten 
2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen 
Anleitung/Ausbildung oder im begleitenden sozialen 
Dienst eine monatliche Zulage von 65,00 Euro. 
2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in 
Versorgungsbetrieben für die Dauer ihrer Tätigkeit, 
wenn sie in der beruflichen Anleitung/Ausbildung von 
Menschen mit Behinderungen tätig sind. 
 
(c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die 
Dienstbezüge (Vergütung, Urlaubsvergütung, 
Krankenbezüge) zustehen. 2Sie ist bei der Bemessung 
der Zuwendungen im Todesfall (Abschnitt XV der 
Anlage 1) und des Übergangsgeldes (Anlage 15) zu 
berücksichtigen. 
 
2. In Anlage 1 zu den AVR wird ein neuer Abschnitt VIIb 
eingefügt:  
 
„VIIb Einmalzahlung Wohn- und Werkstattzulage 
1Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absätze a) und b) der 
Anlage 1, die an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung, die 
spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt wird. 
2Die Einmalzahlung beträgt für 
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a) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 1 der 
Anlage 1  270,00 Euro 
b) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 3 der 
Anlage 1  135,00 Euro 
c) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz b) der Anlage 
1 170,00 Euro. 
3Abschnitt IIa der Anlage 1 sowie § 12a der Anlage 33 
finden Anwendung. 4Der Anspruch nach Sätzen 1 und 
2 vermindert sich um ein Sechstel für jeden 
Kalendermonat im Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in 
dem der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag 
Anspruch auf Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf 
Dienstbezüge im Sinne des Satzes 4 sind hier auch der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 
AT, in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, in § 2 und § 4 der 
Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 
16 der Anlage 33 genannten Ereignisse sowie der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII 
Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers 
nicht gezahlt wird. 6Einem Anspruch auf Dienstbezüge 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen 
und der Bezug von Leistungen nach §§ 18 - 20 
MuSchG oder § 24i SGB V.“ 
 
III. Inkrafttreten 
 
Die Änderungen treten zum 20. Oktober 2022 in Kraft. 
 
 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 
22 zu den AVR  
 
I. Eingruppierung von Betreuungskräften  
 
1. In Anlage 2 zu den AVR werden die Ziffern 18 und 
19 der Vergütungsgruppe 10 wie folgt neu gefasst: 
 
„18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit 
Tätigkeiten zur Unterstützung im Alltag, soweit sie im 
Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in 
einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer 
vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen 
und Beziehern von Pflegeleistungen 
tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149. 
150“ 
 
„19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung 
und Aktivierung in stationären Pflegeeinrichtungen, 
soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden 
Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 
Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit 
Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen 
tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 
149,150“ 
 
2. In der Anlage 2 zu den AVR werden den 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 1 bis 12 die neuen Hochziffern 
148,149,150, 151 hinzugefügt: 

„148 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz a) der 
Anlage 1 ist für Betreuungskräfte in Vergütungsgruppe 
10 Ziffern 18 und 19 die Stufe 4 Einstiegsstufe. 
 
149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z.B. erfüllt von 
Betreuungskräften in Angeboten nach § 45a SGB XI 
oder Betreuungskräften in Pflegeeinrichtungen i. S. d. 
§ 43b SGB XI. Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt 
bei Mitarbeitern in der Verwaltung, Haustechnik, 
Küche, hauswirtschaftlichen Versorgung, 
Gebäudereinigung, Empfangs- und Sicherheitsdienst, 
Garten- und Geländepflege, Wäscherei sowie Logistik, 
soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden 
Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 
Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit 
Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen 
tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig werden. 
 
150 Mitarbeiter die im Rahmen der von ihnen 
auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von 
mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit 
gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von 
Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden, erhalten ab 1. 
November 2022 eine Zulage in Höhe von monatlich 
120 Euro. Die Zulage ist bis zum 31. Dezember 2024 
befristet. 
 
151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rahmen der 
von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang 
von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, 
aktivierend, betreuend oder pflegend tätig werden, 
erfolgt die Eingruppierung in Vergütungsgruppe 10 
Ziffer 18 oder 19.“ 
 
3. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Hochziffer 145 
wie folgt neu gefasst: 
 
145 1Die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V 
finden keine Anwendung. 2Für Betreuungskräfte, auf 
die am 31. Dezember 2018 die Bestimmungen der 
Anlage 1 Abschnitt V Anwendung finden, verbleibt es 
bei dieser Anwendung. 3Für Mitarbeiter, auf die am 31. 
Oktober 2022 die Bestimmungen der Anlage 1 
Abschnitt V Anwendung finden, verbleibt es bei dieser 
Anwendung. 
 
4. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Befristung in 
der Anmerkung mit der Hochziffer 146 wie folgt 
geändert: 
„146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fassung] 
zum 1. November 2022 in Kraft und ist bis zum 31. 
Dezember 2024 befristet.“ 
 
5. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Anmerkung mit 
der Hochziffer 147 wie folgt geändert: 
 
„147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezember 2018 
bzw. am 31. Oktober 2022 höher eingruppiert sind, 
verbleibt es bei der höheren Eingruppierung.“  
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6. In der Anlage 2 zu den AVR wird in der 
Vergütungsgruppe 11 Ziffer 1 die Anmerkung mit der 
Hochziffer 151 hinzugefügt: 
 
„1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und 
landwirtschaftliche Hilfskräfte sowie Reinigungskräfte 
151“  
 
7. In der Anlage 2 zu den AVR wird in die Anmerkung 
mit der Hochziffer 150 bei Folgenden 
Tätigkeitsmerkmalen hinzugefügt: 
 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 8 
 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 3 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 8 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 13 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 38 
 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6a 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 7 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 17 
 
8. Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in 
Kraft. 
 
 
II. Anlage 22 zu den AVR  
 
1. Änderungen in Anlage 22 zu den AVR 
 
In der Anlage 22 zu den AVR wird der folgende neue § 
6 eingefügt:  
 
„§ 6 Überleitungsregelung für Mitarbeiter nach Anlage 
22  
 
1Die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in einem 
Dienstverhältnis stehen, das am 1. Januar 2023 
fortbesteht und die am 31. Dezember 2022 nach 
Anlage 22 vergütet werden, sind zum 1. Januar 2023 
der Vergütungsgruppe nach Anlage 2 zugeordnet, in 
die sie gemäß Abschnitt I der Anlage 1 eingruppiert 
sind. 2Die bisher ab Beginn des Dienstverhältnisses 
zurückgelegte Zeit wird vollumfänglich auf die 
Stufenzuordnung gemäß § 1 Abschnitt III A der Anlage 
1 angerechnet. 3Die Stufenzuordnung erfolgt unter 
Beibehaltung der bisher zurückgelegten Zeit. 4Soweit 
vorstehend keine abweichenden Regelungen 
vorgesehen sind, finden die AVR Anwendung.“ 

2. Inkrafttreten  
 
Die Änderungen treten zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 
 
I. § 4 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR (Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen sowie an Wochenenden) wird 
wie folgt geändert: 
 
1. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „Die Arbeitsleistung 
an einem Wochenende wird jeweils dem 
Kalendermonat zugeordnet, in dem sie begonnen hat.“ 
2. Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: „Dies gilt nicht für 
Arbeitsleistungen, die an dem ersten weiteren 
Wochenende im Kalendervierteljahr (Satz 2) erbracht 
worden sind.“ 
3. Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: „Jedenfalls ein 
freies Wochenende pro Kalendermonat ist zu 
gewährleisten.“ 
4. Nach Satz 8 wird folgender neuer Satz 9 angefügt: 
„Gewährte freie Wochenenden werden jeweils dem 
Kalendermonat ihres Beginns zugeordnet.“ 
 
II. § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu 
gefasst: 
 
„(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, 
die sowohl Bereitschaftsdienst als auch 
Rufbereitschaft leisten, gilt, dass diese im 
Kalendermonat bei einem Bereitschaftsdienst 
höchstens noch zu zehn Rufbereitschaften, bei zwei 
Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sieben 
Rufbereitschaften, bei drei Bereitschaftsdiensten 
höchstens noch zu vier Rufbereitschaften und bei vier 
Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft sowie  
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu 
drei Bereitschaftsdiensten, bei mehr als vier bis zu 
sieben Rufbereitschaften höchstens noch zu zwei 
Bereitschaftsdiensten, bei mehr als sieben bis zu zehn 
Rufbereitschaften höchstens noch zu einem 
Bereitschaftsdienst und bei mehr als zehn 
Rufbereitschaften zu keinem Bereitschaftsdienst 
herangezogen werden dürfen. 2Bei 
teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist das 
Verhältnis ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer 
vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu 
berücksichtigen. 3§ 6 Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 
Abs. 8 Satz 5 gelten entsprechend. 4Für über die 
Anzahl nach den Sätzen 1 oder 2 hinaus angeordnete 
Bereitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten die 
jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 8 Abs. 3 
Sätze 4 bis 6) oder Zuschlagsregelung (§ 7 Abs. 3 
Sätze 10 bis 12).“ 
 
III. Die Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu 
den AVR wie folgt neu gefasst: 
 
„2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und 
§ 6 Abs. 10 Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern die 
gegenseitige Anrechnung der Dienste einen Punktwert 
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entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer 
vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten (52 Punkte) 
erreicht. 2Ergibt sich bei Berechnungen nach Satz 1 ein 
Bruchteil von mindestens 0,5, ist er aufzurunden; 
Bruchteile von weniger als 0,5 werden abgerundet.“ 
 
IV. § 7 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu 
gefasst: 
 
„(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der 
Rufbereitschaft in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr 
erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem Entgelt für 
Überstunden sowie etwaigen Zeitzuschlägen (§ 7 Abs. 
1 in Verbindung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) einen 
gesonderten Zuschlag. 2Dieser beträgt 50 Prozent des 
Rufbereitschaftsentgelts nach § 7 Abs. 3 Satz 5. 3Zur 
Berechnung des Zuschlags nach Satz 1 sind 
Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 
6 Uhr von unter einer Stunde auf eine Stunde zu 
runden; überschreitet die Addition der 
Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 
6 Uhr die Zeitspanne von einer Stunde, findet keine 
Rundung statt. 4Der Zuschlag nach Satz 1 ist auf die im 
Folgemonat geäußerte Erklärung der Ärztin/des Arztes 
hin im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten 
Kalendermonats, der auf seine Entstehung folgt, in 
Freizeit auszugleichen; Satz 1 der Anmerkung zu § 7 
Abs. 1 Satz 2 Buchst. d findet entsprechend 
Anwendung. 
 
V. § 20 der Anlage 30 zu den AVR (Kosten des 
Heilberufsausweises) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des 
Dienstverhältnisses die Kosten für den elektronischen 
Heilberufsausweis (eHBA) für Ärztinnen und Ärzte.“ 
 
VI. Inkrafttreten 
 
Die Änderung in der Ziffer V. tritt zum 1. Januar 2022 
in Kraft. Die Änderung in der Ziffer IV. tritt zum 1. Juli 
2022 in Kraft. Die Änderungen in den Ziffern I. bis III. 
treten zum 1. Januar 2023 in Kraft.  
 
 
Fulda, 20. Oktober 2022  
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  
 
 
Für das Bistum Magdeburg, 12.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
 
 
B. 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  

Mit diesem Beschluss zur Tarifrunde 2022 für die 
Anlage 33 zu den AVR werden Teile der Tarifeinigung 
für den Bereich Sozial- und Erziehungsdienst im 
Rahmen der Tarifrunde 2022 zum TVöD-B/VKA auch 
für den Geltungsbereich der Anlage 33 zu den AVR 
nachvollzogen. Die Änderungen betreffen: 
- die Praxisanleiterzulage 
- die SuE-Zulage 
- die Wohn- und Werkstattzulage und 
- die zu den Regenerationstagen. 
 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 
22 zu den AVR  
 
In den Regionen West wird das Problem der 
Unterschreitung des Pflegemindestlohns von 13,70 
Euro (ab 01.09.2022) in der Vergütungsgruppe 10 
durch die Festlegung der Einstiegsstufe auf die Stufe 4 
gelöst. Im Tarifgebiet Ost der RK Ost ist zur 
Verhinderung der Unterschreitung des 
Pflegemindestlohns von 13,70 Euro (ab 01.09.2022) in 
der Vergütungsgruppe 10 in der Stufe 1 jedoch ein 
Aufschlag von 236 Euro nötig. Diese Lücke lässt sich 
nicht allein durch die Vorweggewährung von Stufen 
lösen. Gelöst wird dieses Problem durch eine 
Kombination aus Stufenvorweggewährung und Zulage. 
In der Stufe 4 bleibt z.B. noch eine Lücke von 117 Euro, 
die durch eine entsprechende Zulage geschlossen 
wird.  
 
Der Beschluss zur Ergänzung der Regelungen zu den 
Ziffern 18 und 19 der Vergütungsgruppe 10 besteht auf 
Grund der Kombination von Stufenvorweggewährung 
und Zulage aus mehreren Elementen: 
 
1. Aufnahme der 25 Prozent Regelung aus § 1 Abs.4 
der 5. PflegeArbbV. 
2. In Hochziffer 148 wird als Einstiegsstufe für 
Betreuungskräfte die Stufe 4 festgelegt. Dieser Teil gilt 
durch Beschluss der Bundeskommission automatisch 
in allen Regionen. 
3. In Hochziffer 149 erfolgt eine Erläuterung des 
Geltungsbereichs des Tätigkeitsmerkmals in Ziffern 18 
und 19 im Sinne des § 1 Abs. 3 und 4 der 5. 
PflegeArbbV. 
4. In Hochziffer 150 wird ab 01.11.2022 eine Zulage in 
Höhe von 120 Euro (mittlerer Wert) eingeführt. Die 
Zulage ist an die in der Pflegearbeitsbedingungen-
verordnung formulierte Voraussetzung für die 
Erstreckung des Mindestlohns (mindestens 25 Prozent 
ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit 
Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen 
tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig) geknüpft. Die tatsächliche Höhe der 
Zulage kann dann im Rahmen der Bandbreite (15 
Prozent) von den Regionalkommissionen im Rahmen 
von deren Regelungskompetenzen festgelegt werden. 
Die Zulage ist bis 31.12.2024 befristet. 
5. In Hochziffer 151 erfolgt für die Vergütungsgruppe 
11 eine Klarstellung der Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19 bei Vorliegen 
der Voraussetzungen der Hochziffer 150. Diese 
Beschäftigten behalten einen eventuell bestehenden 
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Anspruch auf Kinderzulage. Dies ist durch die 
Ergänzung des Satzes 3 der Hochziffer 145 geregelt. 
6. Die Hochziffer 150 (Zulage) wird bei weiteren vom 
Geltungsbereich der Zulage potentiell erfassten Ziffern 
der Vergütungsgruppen 9 und 10 ergänzt. 
7. Verlängerung der Regelung um zwei Jahre bis zum 
31.12.2024. 
 
Die Anlage 22 zu den AVR ist bis zum 31. Dezember 
2022 befristet. Die Geltungsdauer wird nicht verlängert. 
Mit Auslaufen der Regelungen werden mit den obigen 
Änderungen für Mitarbeiter in Dienstverhältnissen, die 
am 31. Dezember 2022 bestehen und am 1. Januar 
2023 fortbestehen, Regelungen zur Überleitung in die 
Anlage 2 zu den AVR geschaffen bezüglich der 
Zuordnung zu einer Vergütungsgruppe sowie zur 
vollumfänglichen Anrechnung der ab Beginn des 
Dienstverhältnisses nach § 3 der Anlage 22 in 
Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 zurückgelegten Zeit. 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 
 
Mit dem Beschluss werden, wie in Ziffer XIII. des 
Beschlusses der Bundeskommission vom 30. Juni 
2022 vereinbart, die durch die 
Redaktionsverhandlungen zwischen der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) und dem 
Marburger Bund (MB) vereinbarten Änderungen der 
Tarifeinigung für die Ärztinnen und Ärzte im Rahmen 
der Tarifrunde 2022 zum TV-Ärzte/VKA auch für den 
Geltungsbereich der Anlage 30 zu den AVR 
nachvollzogen.   
 
 
C. 
 
Beschlusskompetenz 
 
Die Änderungen nach Teil I und nach Teil III beinhalten 
Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich in 
Teilen auch um eine Festlegung mittlerer Werte zur 
Höhe der Vergütungsbestandteile und Arbeitszeit.  
 
Die Regelungen zur Stufenvorweggewährung, zur 
Einführung einer neuen Zulage und zur Überleitung der 
Mitarbeiter nach Anlage 22 zu den AVR (Teil II) sind 
Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich 
nicht um eine reine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 
regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-
Ordnung. 
 
Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission 
nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung sowie nach § 13 
Abs. 1 Sätze 2 und Satz 4 AK-Ordnung. 
                 Anlage 
 
 
 
 

Nr. 17 Beschluss BK 4/2022 der 
Bundeskommission des Deutschen 
Caritasverbandes e.V. vom 08.12.2022 

 
A. 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst Teil 2 
 
I. § 2a der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt 
geändert: 
 
In § 2a Satz 1 wird jeweils die Angabe „19,5 Stunden“ 
durch die Angabe „30 Stunden“ ersetzt. 
 
II. Die Anmerkung zu § 11 Absatz 2 Satz 3 Anlage 33 
zu den AVR wird wie folgt geändert: 
 
„1Ein Berufspraktikum nach abgelegtem Examen oder 
eine praktische Ausbildung nach abgelegter 
theoretischer schulischer Teilprüfung gilt grundsätzlich 
als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung. 2Als Erwerb 
einer einjährigen einschlägigen Berufserfahrung gilt 
entsprechend auch die fachpraktische Ausbildung im 
Rahmen einer abgeschlossenen praxisintegrierten 
Ausbildung zum Erzieher nach landesgesetzlichen 
Regelungen und im Rahmen einer abgeschlossenen 
praxisintegrierten Ausbildung zum Heilerziehungs-
pfleger nach landesgesetzlichen Regelungen.“ 
 
III. Der Anhang B der Anlage 33 zu den AVR erhält 
folgende Änderungen: 
 
1. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 2 wird 
wie folgt gefasst: 
 
„S 2 
Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, 
Sozialassistenten und Heilerziehungs(pflege)helfern 
mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 
Prüfung.“ 
 
2. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 3 wird 
wie folgt gefasst: 
 
„S 3 
Kinderpfleger, Sozialassistenten und 
Heilerziehungs(pflege)helfer mit staatlicher 
Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.“ 
 
3. Die Ziffer 1 des Tätigkeitsmerkmals der 
Entgeltgruppe S 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und 
Heilerziehungs(pflege)helfer mit staatlicher 
Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit 
schwierigen fachlichen Tätigkeiten.2“ 
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4. Die Entgeltgruppe S 8a wird wie folgt geändert: 
 
a. Der bisherige Text der Entgeltgruppe S 8a wird zur 
Ziffer 1 und erhält den Zähler „1.“. 
 
b. Die Hochziffer „1,“ wird vor der Hochziffer „3“ 
eingefügt. 
 
c. Folgende neue Ziffer 2 wird angefügt: 
 
„2. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung 
und einer abgeschlossenen Weiterbildung als geprüfte 
Fachkraft für Arbeits- und Berufsförderung als 
Gruppenleiterin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder 
Berufsförderungswerkstätten oder in Werkstätten für 
behinderte Menschen.1“ 
 
d. Folgende neue Ziffer 3 wird angefügt:  
 
„3. Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit.1“  
 
e. Folgende neue Ziffer 4 wird angefügt: 
 
„4. Mitarbeiter mit Meisterprüfung in der beruflichen 
Ausbildung/Anleitung in Einrichtungen der Erziehungs-
, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder 
Straffälligenhilfe 21, 22“     
 
f. Folgende neue Ziffer 5 wird angefügt: 
 
„5. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Techniker als 
Gruppenleiter in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen 20“ 
 
g. In Entgeltgruppe S 7 entfallen die Tätigkeits-
merkmale der Ziffern 5 bis 7 und werden als 
„(weggefallen)“ gekennzeichnet. 
 
5. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 14 wird 
wie folgt gefasst: 
 
„S 14 
Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach 
dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit 
staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, die 
Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des 
Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit dem 
Familiengericht bzw. Betreuungsgericht Maßnahmen 
einleiten, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich 
sind, oder mit gleichwertigen Tätigkeiten, die für die 
Entscheidung zur zwangsweisen Unterbringung von 
Menschen mit psychischen Krankheiten erforderlich 
sind (z.B. Sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen 
Stellen der Städte, Gemeinden und Landkreise).12, 13“ 
 
IV. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR erhalten die 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltgruppen S 2 bis S 18 folgende Änderungen: 

1. In der Anmerkung Nummer 3 wird das Wort 
„Erziehern,“ durch die Wörter „Erziehern oder 
Kinderpflegern“ ersetzt sowie hinter dem Wort 
„Schulkindergärten,“ die Wörter „Ganztagsangeboten 
für Schulkinder,“ eingefügt. 
 
2. Die Anmerkung Nummer 6 wird wie folgt geändert: 
 
a. Buchstabe f wie folgt gefasst: 
„f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines 
Facherziehers mit entsprechender abgeschlossener 
Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang von mindestens 
160 Stunden,“ 
 
b. Nach Buchstabe f werden folgende neue 
Buchstaben g und h angefügt: 
„g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von 
mindestens 15 Prozent von Kindern und Jugendlichen 
mit einem erhöhten Förderbedarf,  
h) Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber 
zur insoweit erfahrenen Fachkraft nach § 8a SGB VIII 
(Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind.“ 
 
c. Der bisherige Buchstabe g wird zum Buchstaben i. 
 
3. Die Anmerkung Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 
„1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das 
jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 
1. Januar bis 31. Dezember des vorangegangenen 
Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig 
belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine 
Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig 
belegbaren Plätze von nicht mehr als 7,5 v.H. führt 
nicht zur Herabgruppierung. 3Eine Unterschreitung um 
mehr als 7,5 v.H. führt erst dann zur Herabgruppierung, 
wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre 
hintereinander unterschritten wird. 4Die 
Unterschreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig 
belegbaren Plätze führt auch dann nicht zu einer 
Herabgruppierung, wenn aufgrund von zu betreuenden 
Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöhtem 
Förderungsbedarf entsprechende Betreuungsanfor-
derungen festgestellt werden. 5Eine Unterschreitung 
auf Grund vom Dienstgeber verantworteter 
Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) führt 
ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 6Hiervon bleiben 
organisatorische Maßnahmen infolge demografischer 
Handlungsnotwendigkeiten unberührt.“ 
 
4. Die Anmerkung Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 
„11. 1Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die  
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 
b) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und 
nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohner, 
c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und 
nachgehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene, 
d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter 
mindestens der Entgeltgruppe S 9, 
e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von 
behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei 
denen in mindestens vier der neun Lebensbereiche im 
Sinne von § 118 SGB IX nicht nur vorübergehende 
Beeinträchtigungen der Aktivität und Teilhabe 
vorliegen, 
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f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 
g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von 
Menschen mit multiplen psychosozialen 
Beeinträchtigungen, 
h) Tätigkeit in gruppenergänzenden Diensten oder als 
Leiter einer Gruppe in Einrichtungen der Erziehungs-, 
Behinderten- oder Gefährdetenhilfe oder eine dem 
entsprechende eigenverantwortliche Tätigkeit, 
i) schwierige Fachberatung, 
j) schwierige fachlich koordinierende Tätigkeit, 
k) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS 
erkrankten Personen.“ 
5. In der Anmerkung Nummer 12 werden nach dem 
Wort „Diplompädagoge,“ die Wörter „Erziehungs-
wissenschaftler (Bachelor/Master) oder Kindheits-
pädagoge (Bachelor/Master),“ eingefügt. 
 
6. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die 
Anmerkung Nr. 14 wie folgt neu gefasst: 
„14. Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass der 
Mitarbeiter über eine sonderpädagogische Zusatz-
qualifikation im Sinne der Werkstättenverordnung nach 
dem Neunten Buch des Sozialgesetzbuches oder über 
eine der sonderpädagogischen Zusatzqualifikation 
gleichgestellte Qualifikation verfügt.“ 
 
V. Der § 11 der Anlage 33 zu den AVR erhält folgende 
Änderungen: 
1. § 11 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 33 zu den AVR wird 
wie folgt geändert: 
In Satz 3 wird das Wort „vier“ durch das Wort „drei“ 
ersetzt. 
 
2. § 11 Absatz 3 der Anlage 33 zu den AVR wird wie 
folgt neu gefasst: 
a) „(3) 1Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste 
Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer 
Leistung gemäß § 13 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten 
einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben 
Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit): 
• Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
• Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
• Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
• Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
• Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.“ 
b) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 
 
3. Es wird eine Anmerkung zu § 11 Absatz 3 mit 
folgendem Wortlaut ergänzt: 
„Anmerkung zu Absatz 3 
(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B dieser Anlage – 
Entgeltgruppen für Mitarbeiter im Sozial- und 
Erziehungsdienst eingruppiert sind und die am 1. 
Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufenlaufzeit von mehr 
als zwei Jahren absolviert haben, werden zum 1. 
Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. 2Mitarbeiter, die 
nach Anhang B dieser Anlage – Entgeltgruppen für 
Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 
eingruppiert sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 
3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 4 zugeordnet. 
(2) 1Mitarbeiter mit Eingruppierung in der 
Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und 

Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 
8b bei Tätigkeiten in der Fallgruppe 2, die am 1. 
Oktober 2024 in Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr 
als vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. 
Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. 2Mitarbeiter mit 
Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b bei 
Tätigkeiten der Fallgruppen 1, 3, 4 oder 5, die am 1. 
Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von 
mehr als vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. 
Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. 3Mitarbeiter mit 
Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b bei 
Tätigkeiten der Fallgruppen 1, 3, 4 oder 5, die am 1. 
Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von 
mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden zum 1. 
Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet.  
(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 
und 2 gilt, dass die ab dem 1. Oktober 2024 
zugeordnete Stufe jeweils neu zu laufen beginnt.“ 
 
VI. Anhang A der Anlage 33 zu den AVR 
1Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 1. 
Oktober 2024 neu gefasst. 2Dafür verändern sich die 
folgenden Tabellenwerte bis zum 1. Oktober 2024 bei 
allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den 
Tarifvertragsparteien für die Entgeltgruppe S 9 (in der 
bis zum 30. September 2024 geltenden Fassung) 
festgelegten Vomhundertsatz: 
 

 
VII. Es wird ein neuer § 11a in die Anlage 33 zu den 
AVR eingefügt: 
 
„§ 11a Höhergruppierung auf Antrag  
1Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 
in Anlage 33 eingruppiert waren, aufgrund der 
Änderungen ab 1. Januar 2023 in Anhang B der Anlage 
33 eine höhere Eingruppierung, sind diese Mitarbeiter 
nur auf Antrag gemäß § 11 in diese Entgeltgruppe 
eingruppiert. 2Der Antrag nach Satz 1 kann nur bis zum 
30. Juni 2023 gestellt werden (Ausschlussfrist) und 
wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022 zurück. 3Nach dem 1. 
Januar 2023 eingetretene Änderungen der 
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe 
bleiben bei der Stufenzuordnung in der höheren 
Entgeltgruppe unberücksichtigt.“ 
 
VIII. Überleitung  
 
Es wird ein neuer § 20 in die Anlage 33 zu den AVR 
eingefügt:  
 
„§ 20 Überleitung in die Anlage 33  
(1) 1Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 
2022 in Anlage 2 eingruppiert sind, aufgrund der 
Änderungen ab 1. Januar 2023 in Anhang B der Anlage 
33 eine Eingruppierung in Anlage 33, sind sie nur auf 
Antrag in der Anlage 33 eingruppiert. 2Der Antrag kann 
nur bis zum 31. Dezember 2023 gestellt werden 
(Ausschlussfrist) und wirkt jeweils auf den 1. Januar 
2023 zurück.  

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 9 3.060,00 3.280,00 3.530,00 3.900,00 4.250,00 4.520,00 
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(2) 1Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach 
Absatz 1 Gebrauch machen, erhalten ab dem 1. Januar 
2023 Entgelt nach einer Entgeltgruppe, in die sie nach 
§ 11 i.V.m. Anhang B der Anlage 33 eingruppiert sind. 
2Für die Überleitung dieser Mitarbeiter gilt § 2 Anhang 
D der Anlage 33 mit der Maßgabe, dass nach dem 1. 
Januar 2023 eingetretene Änderungen der 
Stufenzuordnung in der bisherigen Vergütungsgruppe 
sowie nach dem 1. Januar 2023 erfolgte 
Bewährungsaufstiege bei der Überleitung 
unberücksichtigt bleiben.“ 
 
IX. Befristung mittlere Werte 
 
Die mittleren Werte sind bis zum 31. Dezember 2024 
befristet. 
 
X. Inkrafttreten  
 
Die Änderungen in den Ziffern I. bis IV. sowie VII. und 
VIII. treten zum 1. Januar 2023 in Kraft. Die 
Änderungen in den Ziffern V. und VI. treten zum 1. 
Oktober 2024 in Kraft. 
 
 
Teil II: Anzeige- und Nachweispflichten im Abschnitt 
XIIa der Anlage 1 AVR 
 
I. Im Abschnitt XIIa der Anlage 1 zu den AVR wird eine 
neue Anmerkung zu Absatz (a) eingefügt: 
 
„Anmerkung zu Abs. (a): 
1Abs. (a) Sätze 2 bis 4 gelten nicht für Mitarbeiter, die 
Versicherte einer gesetzlichen Krankenkasse sind, § 5 
Abs. 1a EFZG. 2Diese sind zum Nachweis ihrer 
Arbeitsunfähigkeit gegenüber dem Dienstgeber 
verpflichtet, zu den in Abs. (a) Satz 2 bis 4 genannten 
Zeitpunkten das Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit 
sowie deren voraussichtliche Dauer feststellen und 
sich eine ärztliche Bescheinigung nach Abs. (a) Satz 2 
oder 4 aushändigen zu lassen. 3Kommt der Mitarbeiter 
der Pflicht aus Satz 2 nicht nach, gilt Abs. (a) Satz 9 1. 
Alternative entsprechend. 4Liegt ein Fall des § 5 Abs. 
1a Satz 3 EFZG vor, verbleibt es bei der Anwendung 
des Abs. (a) Sätze 2 bis 4.“ 
 
II. Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  
 
 
Teil III: Änderungen in Anlage 7 zu den AVR  
 
I. Änderungen in Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 
zu den AVR 
 
1. In Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den AVR 
wird § 1 Abs. 1 wie folgt ergänzt: 
 
„§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die in 
praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher 
nach landesrechtlichen Regelungen ausgebildet 
werden sowie für Auszubildende in den 
Gesundheitsberufen Diätassistent, Ergotherapeut, 
Logopäde, Medizinisch-technischer Laboratoriums-

assistent, Medizinisch-technischer Radiologie-
assistent, Medizinisch-technischer Assistent für 
Funktionsdiagnostik, Orthoptist oder Physiotherapeut, 
für ab dem 1. Januar 2023 begonnene 
Ausbildungsgänge: Medizinischer Technologe für 
Laboratoriumsanalytik, Medizinischer Technologe für 
Radiologie, Medizinischer Technologe für 
Funktionsdiagnostik, deren praktische Ausbildung bei 
einer Einrichtung im Geltungsbereich der AVR (§ 2 
Abs. 1 AT) erfolgt, die entweder vom selben Träger wie 
die die theoretische Ausbildung erbringende Schule 
getragen ist oder die eine Kooperationsvereinbarung 
mit dieser Schule getroffen hat.“ 
 
2. In Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den AVR 
wird § 1 Abs. 2 um eine neue Nummer 3b. ergänzt. Die 
bisherige Nummer 3. wird zu 3a. 
„(2) Den Gesundheitsberufen im Sinne des Absatzes 1 
liegen folgende Vorschriften zu Grunde: 
 

  Ausbildungen 
Gesetzliche Vorschriften in der 

jeweils aktuellen Fassung 

1. Orthoptisten 

Orthoptistengesetz vom 28. 

November 1989 (BGBl. I S. 2061)  

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für 

Orthoptistinnen und Orthoptisten 

vom 21. März 1990 (BGBl. I S. 563) 

2. Logopäden 

Gesetz über den Beruf des 

Logopäden vom 7. Mai 1980 (BGBl. 

I S. 529)  

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für Logopäden vom 1. Oktober 1980 

(BGBl. I S. 1892) 

3a. 

a) Medizinisch-technische 

Laboratoriumsassistenten 

b) Medizinisch-technische 

Radiologieassistenten 

c) Medizinisch-technische 

Assistenten für 

Funktionsdiagnostik 

MTA-Gesetz vom 2. August 1993 

(BGBl. I S. 1402)  

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für technische 

Assistenten in der Medizin vom 25. 

April 1994 (BGBl. I S. 922) 

3b. 

Für ab dem 1. Januar 2023 

begonnene Ausbildungsgänge:  

a) Medizinischer Technologe für 

Laboratoriumsanalytik  

b) Medizinischer Technologe für 

Radiologie  

c) Medizinischer Technologe für 

Funktionsdiagnostik 

MT-Berufe-Gesetz vom 1. Februar 

2021 (BGBl. I S. 274) 

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für 

Medizinische Technologinnen und 

Medizinische Technologen (MT-

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung - MTAPrV) 

vom 24. September 2021 (BGBl. I. 

S. 4467) 

4. Ergotherapeuten 

Ergotherapeutengesetz vom 25. 

Mai 1976 (BGBl. I S. 1246)  

Ergotherapeuten-Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung vom 2. August 

1999 (BGBl. I S. 1731) 

5. Physiotherapeuten 

Masseur- und 

Physiotherapeutengesetz vom 26. 

Mai 1994 (BGBl. I S. 1084)  

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für 

Physiotherapeuten vom 6. 

Dezember 1994 (BGBl. I S. 3786) 

6. Diätassistenten 

Diätassistentengesetz vom 8. März 

1994 (BGBl. I S. 446)  

Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für 

Diätassistentinnen und 

Diätassistenten vom 1. August 1994 

(BGBl. I S. 2088) 
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II. Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
 
Teil IV: Tarifrunde 2023 Teil I  
 
I. Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs der 
Verbraucherpreise 
 
1. In den AVR wird nach Anlage 1b eine neue Anlage 
1c eingefügt: 
 
„Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs der 
Verbraucherpreise 
 
(1) 1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in den Anlagen 
2, 2d, 2e, 21, 21a, 23, 30, 31, 32, 33 eingruppiert sind 
und Anspruch auf Dienstbezüge nach Satz 8 und 9 
haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 
3.000,00 Euro im Sinne des § 3 Nr. 11c EStG. 2Die 
Auszahlung erfolgt in zwei Teilbeträgen in Höhe von 
1.500,00 Euro zum 30. Juni 2023 und zum 30. Juni 
2024. 3Anspruchsberechtigt sind Mitarbeiter, die an 
mindestens einem Tag im Auszahlungsmonat 
Anspruch auf Dienstbezüge nach Satz 8 und 9 haben, 
sofern ihnen die Leistung im Sinne von § 3 Nr. 11c 
EStG noch nicht vollumfänglich ausgezahlt wurde. 
4Abweichende Auszahlungsmodalitäten können in 
einer Dienstvereinbarung geregelt werden. 5In 
Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretungen können 
die Auszahlungsmodalitäten mit jedem Mitarbeiter 
gesondert vereinbart werden. 6Die Vereinbarungen 
dürfen die Gesamtsumme von 3.000,00 Euro nicht 
unterschreiten sowie den Auszahlungszeitraum gem. § 
3 Nr. 11c EstG nicht überschreiten. 7Bei 
teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern vermindert sich die 
Einmalzahlung sowie der in Satz 6 benannte 
Auszahlungsbetrag entsprechend ihrem individuellen 
Beschäftigungsumfangs zum regelmäßigen 
durchschnittlichen Beschäftigungsumfangs eines 
vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters, beträgt jedoch 
mindestens insgesamt 500,00 Euro. 8Anspruch auf 
Dienstbezüge im Sinne des Satzes 1 sind auch der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 
AT, in Abschnitt XII Abs. a und b der Anlage 1, in § 2 
und § 4 der Anlage 14, in § 17 der Anlagen 30 bis 32 
und § 16 der Anlage 33 genannten Ereignisse sowie 
der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt 
XII Abs. c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser 
wegen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 9Einem Anspruch 
auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 
20 MuSchG oder § 24i SGB V.  
 
(2) 1Auszubildende und Studierende im Sinne der 
Anlage 7, die an mindestens einem Tag des 
Auszahlungsmonats Anspruch auf 
Ausbildungsvergütung haben, erhalten zum 30. Juni 
2023 und zum 30. Juni 2024 eine Einmalzahlung in 
Höhe von jeweils 500 Euro. 2Absatz 1 Sätze 8 und 9 
gelten entsprechend.  
 

(3) Die Prämie nach Absatz 1 und 2 ist bei der 
Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu 
berücksichtigen. 
 
(4) 1Die Prämie nach Absatz 1 und 2 wird nicht mit 
sonstigen Leistungen verrechnet. 2Sofern für 
Mitarbeiter, die nach Anlage 21 eingruppiert sind, die 
für vergleichbare Beschäftigte des jeweiligen 
Bundeslandes geltenden Regelungen Leistungen nach 
§ 3 Nr. 11c EStG vorsehen, erhalten diese Mitarbeiter 
nur die Prämie nach Absatz 1.“ 
 
2. Inkrafttreten  
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Dezember 2022 in Kraft. 
 
II. Verlängerung der Anlage 17a zu den AVR 
 
1. § 1 Absatz 2 der Anlage 17a zu den AVR wird wie 
folgt gefasst: 
 
„(2) Diese Regelung gilt für Mitarbeiter, die bis zum 30. 
Juni 2024 die jeweiligen Voraussetzungen dieser 
Regelung erfüllen und deren 
Altersteilzeitdienstverhältnis oder deren flexible 
Altersarbeitszeit vor dem 1. Juli 2024 begonnen hat.“ 
 
2. Inkrafttreten  
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
 
Teil V: Ergänzung des Beschlusses der 
Bundeskommission zu den Betreuungskräfte in VG 10 
der Anlage 2 zu den AVR vom 20. Oktober 2022 
„Ergänzung der Anmerkung 148“ 
 
I. Die in der Anlage 2 zu den AVR bei den 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 1 bis 12 neue Hochziffer 148 wird 
nach dem Wort „Einstiegsstufe“ um folgenden Satz 
ergänzt: 
 
„148 (…) Bestandsmitarbeiter, die die Stufe 4 noch 
nicht erreicht haben, werden zum 1. November 2022 
der Stufe 4 zugeordnet.“ 
 
II. Inkrafttreten  
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
Teil VI: Kompetenzübertragung Fälligkeit der 
Einmalzahlung Anlage 33 zu den AVR 
 
I. Kompetenzübertragung auf die Regionalkommission 
Baden-Württemberg  
 
Die Bundeskommission beschließt, die Kompetenz auf 
die Regionalkommission Baden-Württemberg – wie 
beantragt – zu übertragen.  
  
1. Bezugnehmend auf den Beschluss der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
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Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der 
Anlage 33 zu den AVR wird beantragt, auf die 
Regionalkommission Baden-Württemberg die 
Kompetenz zu übertragen hinsichtlich der Festlegung 
der Fälligkeit und der Konkretisierung des 
Auszahlungszeitraums für die im BK Beschluss vom 
20. Oktober 2022 bzw. im Beschluss der RK Baden-
Württemberg vom 25. Oktober 2022 beschlossenen 
Einmalzahlungen, so dass die Regionalkommission 
folgenden ergänzenden Beschluss fassen kann: 
 
Der Auszahlungszeitraum, der in den Ziffern I und II 
festgelegten Einmalzahlungen des Beschlusses der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der 
Anlage 33 zu den AVR wird dahingehend konkretisiert, 
dass die jeweiligen Einmalzahlungen ab dem 01. 
Januar 2023 fällig werden und spätestens bis zum 31. 
März 2023 auszuzahlen sind. Vor dem 01. Januar 2023 
erfolgte Auszahlungen werden darauf angerechnet.  
 
2. Inkrafttreten  
 
Der Beschluss tritt zum 8. Dezember 2022 in Kraft.  
 
II. Kompetenzübertragung auf die Regionalkommission 
Ost  
 
Die Bundeskommission beschließt, die Kompetenz auf 
die Regionalkommission Ost – wie beantragt – zu 
übertragen.  
 
1. Kompetenzübertragung 
Bezugnehmend auf den Beschluss der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der 
Anlage 33 zu den AVR wird beantragt, auf die 
Regionalkommission Ost die Kompetenz zu 
übertragen hinsichtlich der Festlegung der Fälligkeit 
und der Konkretisierung des Auszahlungszeitraums für 
die im Beschluss der Bundeskommission vom 20. 
Oktober 2022 bzw. im Beschluss der 
Regionalkommission Ost vom 3. November 2022 
beschlossenen Einmalzahlungen, so dass die 
Regionalkommission folgenden ergänzenden 
Beschluss fassen kann: 
 
Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. 
festgelegten Einmalzahlung (in Höhe von 910,00 Euro 
für Mitarbeitende der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a und 
in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende der 
Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S14 oder S 15 
Ziffer 7 gemäß der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils 
geltenden Anspruchsvoraussetzungen) des 
Beschlusses der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 
zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, 
Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 AVR, 
wird dahingehend konkretisiert, dass die 
Einmalzahlung ab dem 1. Januar 2023 fällig wird und 
spätestens bis zum 31. März 2023 auszuzahlen ist. Vor 

dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen werden 
darauf angerechnet.  
 
2. Inkrafttreten  
 
Der Beschluss tritt zum 3. November 2022 in Kraft.  
 
Fulda, 8. Dezember 2022 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  
 
Für das Bistum Magdeburg, 13.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
 
 
B. 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  
 
Mit diesem zweiten Teilbeschluss werden die bisher 
nicht nachvollzogenen Teile der Tarifeinigungen für 
den Bereich Sozial- und Erziehungsdienst zum TVöD-
B/VKA auch für den Geltungsbereich der Anlage 33 zu 
den AVR umgesetzt. 
Enthalten sind im Wesentlichen die folgenden 
Änderungen: 
- zum Umfang der Vorbereitungs- und 
Qualifizierungszeiten, 
- zur fachpraktischen Ausbildung als einschlägige 
Berufserfahrung, 
- zu den Änderungen und Ergänzungen der 
Tätigkeitsmerkmale, 
- zu den Änderungen der Stufenlaufzeiten und ab 1. 
Oktober 2024 und 
- zu den Anpassungen der Werte der Entgeltgruppe S 
9 ab 1. Oktober 2024. 
 
Sofern sich für Mitarbeiter durch die Änderungen ab 
dem 1. Januar 2023 in Anhang B der Anlage 33 
Änderungen ergeben, erfolgt eine Höhergruppierung 
nur auf Antrag des Mitarbeiters, um mögliche 
Schlechterstellungen zu vermeiden. Dieser Antrag 
kann von Mitarbeitern, die am 31. Dezember 2022 in 
Anlage 33 eingruppiert sind, bis zum 30. Juni 2023 
gestellt werden und wirkt bei Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Höhergruppierung, in 
Anlehnung an das Inkrafttreten der Regelungen im 
öffentlich Dienst, auf den 1. Juli 2022 zurück. Über den 
Antrag ist dabei unter Zugrundelegung der ab dem 1. 
Januar 2023 geltenden Regelungen zu entscheiden. 
Teil II: Anzeige- und Nachweispflichten im Abschnitt 
XIIa der Anlage 1 zu den AVR 
 
Mit dem Beschluss werden die Regelungen des 
Abschnitts XIIa der Anlage 1 zu den AVR an die neue 
Gesetzeslage angepasst. Am 1. Januar 2023 tritt die 
mit dem Dritten Bürokratieentlastungsgesetz im 
November 2019 vorgesehene Einführung der 
elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung in 
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Kraft. Der neu eingeführte § 5 Absatz 1a EFZG sieht 
für Mitarbeitende, die Versicherte einer gesetzlichen 
Krankenkasse sind, den Wegfall der Nachweispflicht 
im Falle einer Arbeitsunfähigkeit vorsehen. Sie wird 
durch die Verpflichtung des Mitarbeitenden ersetz, die 
Arbeitsunfähigkeit bei einem Arzt feststellen und sich 
eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung aushändigen 
zu lassen. Dabei fallen unter § 5 Abs. 1a EFZG auch 
solche Mitarbeitende, die freiwillig gesetzlich 
krankenversichert sind. Daneben muss der 
Mitarbeitende dem Dienstgeber auch weiterhin 
unverzüglich über seine Arbeitsunfähigkeit informieren 
(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EFZG). 
 
Die Ablösung der Nachweispflicht durch die neue 
Feststellungpflicht gilt nicht für privat versicherte 
Mitarbeitende sowie für Personen, die nach § 5 Absatz 
1a Satz 3 Nr. 1 EFZG n.F. in einer geringfügigen 
Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV in 
Privathaushalten tätig sind. Ferner gilt sie nicht, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit durch einen Arzt festgestellt 
wird, der nicht an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnimmt, da diese von der Übermittlungspflicht des § 
295 Absatz 1 Satz 1 SGB V nicht erfasst werden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der neuen Regelung 
des § 5 Absatz 1a EFZG n.F. ist auf das Inland 
beschränkt. Es verbleibt daher nach Abschnitt XIIa 
Absatz (a) Satz 5 der Anlage 1 zu den AVR bei der 
Verpflichtung zur Vorlage einer Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung bei einer Arbeitsunfähigkeit, die im 
Ausland beginnt. 
 
Teil III: Änderungen in Anlage 7 zu den AVR 
 
Ab 1. Januar 2023 ist das MT-Berufe-Gesetz (MTBG) 
vom 24. Februar 2021 gültig. Ebenfalls ab 1. Januar 
2023 ist die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Medizinische Technologinnen und Medizinische 
Technologen (MT-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung - MTAPrV) vom 24. September 
2021 gültig.  
 
Die Berufsbezeichnungen im Abschnitt D des Teils II 
der Anlage 7 zu den AVR müssen für ab dem 1. Januar 
2023 begonnene Ausbildungsgänge angepasst 
werden. Wer die Ausbildung erfolgreich absolviert, 
erhält auf Antrag bei Vorliegen der weiteren 
Voraussetzungen die Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung Medizinischer Technologe für 
Laboratoriumsanalytik, Medizinischer Technologe für 
Radiologie oder Medizinischer Technologe für 
Funktionsdiagnostik. 
 
Wer diese Ausbildung bis zum 31. Dezember 2026 auf 
der Grundlage der Vorschriften des MTA-Gesetzes in 
der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung 
erfolgreich abgeschlossen hat und die weiteren 
Voraussetzungen erfüllt, erhält auf Antrag die 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 
1 Absatz 1 des MTA-Gesetzes in der bis zum 31. 
Dezember 2022 geltenden Fassung.  
 

Für die Ausbildung zum medizinischen 
Fachangestellten (MfA) gilt Abschnitt E des Teils II der 
Anlage 7 zu den AVR („Auszubildende in der dualen 
Berufsausbildung“). Die MfA-Ausbildung findet dual 
statt und dauert drei Jahre. Damit ist Abschnitt E des 
Teils II der Anlage 7 zu den AVR einschlägig.  
 
Teil IV: Tarifrunde 2023 Teil I 
 
I. Die Prämie dient der Abmilderung des schnellen 
Anstiegs der Verbraucherpreise und nutzt dabei die 
vom Gesetzgeber gewährte Steuer- und 
Sozialversicherungsbefreiung.  
 
II. Mit Beschluss der Bundeskommission vom 25. 
Februar 2021 war die Möglichkeit der Wahrnehmung 
von Altersteilzeit für eine Vereinbarung und Beginn vor 
dem 1.Juli 2023 verlängert worden. Die 
Bundeskommission lässt dabei die weiteren 
Regelungen unverändert. 
 
Teil V: Ergänzung des Beschlusses der 
Bundeskommission zu den Betreuungskräfte in VG 10 
der Anlage 2 zu den AVR vom 20. Oktober 2022 
„Ergänzung der Anmerkung 148“ 
 
Bei diesem Beschluss handelt es sich lediglich um eine 
Klarstellung. Sinn und Zweck des Beschlusses im 
Oktober und der abweichenden Stufenzuordnung für 
die Betreuungskräfte in der VG 10 Ziffern 18 und 19 ist 
es, die Unterschreitung des Pflegemindestlohns von 
13,70 Euro (ab 1. September 2022) zu verhindern. Die 
Regelung soll nicht nur für Neueinstellungen ab dem 1. 
November 2022 gelten. Sie gilt ab dem 1. November 
2022 auch für Bestandsmitarbeitende, die noch nicht 
die Stufe 4 erreicht haben, um auch hier die 
Unterschreitung des Pflegemindestlohns zu 
verhindern. Dies wird mit diesem ergänzenden 
Beschluss verdeutlicht. 
 
Teil VI: Kompetenzübertragung Fälligkeit der 
Einmalzahlung Anlage 33 zu den AVR 
 
Mit Beschluss vom 20. Oktober 2022 der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission zur Tarifrunde Sozial- und 
Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 zu den 
AVR wurde eine Einmalzahlung und ein 
Auszahlungszeitraum beschlossen. Die 
Regionalkommissionen Baden-Württemberg und Ost 
beantragen die Übertragung der Regelungskompetenz 
für die Fälligkeit und den Auszahlungszeitraum der 
Einmalzahlung.   
 
C. 
 
Beschlusskompetenz 
 
Die Änderungen nach Teil I, Teil II, Teil III, Teil IV und 
Teil V beinhalten Rechtsnormen über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-
Ordnung. Es handelt sich in Teilen auch um eine 
Festlegung mittlerer Werte zur Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 
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regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-
Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 
13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung. 
 
Die Kompetenzübertragung (Teil VI) beinhaltet 
Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich 
nicht um eine Festlegung der Höhe der Vergütungs-
bestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
i.S.d. § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung, sondern um die 
Festlegung der Fälligkeit und der Konkretisierung des 
Auszahlungszeitraums. Damit besteht die Kompetenz 
der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-
Ordnung zur Regelung. Die Bundeskommission fasst 
diesen Beschluss gem. § 13 Abs. 6 Satz 1 2. HS AK-
Ordnung. 
                 Anlage 
 

Nr. 18 Muster für Ausführungs-
bestimmungen zur Rahmenordnung 
über die Führung von Personalakten 
und Verarbeitung von Personal-
aktendaten von Klerikern und 
Kirchenbeamten (Personal-
aktenordnung) für Ausbildungsakten 
von Alumnen in den Priester-
seminaren 

 
Vorbemerkung: 
Die folgenden Muster-Ausführungsbestimmungen zur 
Personalaktenordnung (PAO) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung dienen der Sicherstellung einer einheitlichen 
und rechtssicheren Führung von Ausbildungsakten der 
Alumnen und der Transparenz der Ausbildung in den 
diözesanen oder überdiözesanen Priesterseminaren. 
Nach § 22 PAO können diese vom Ortsordinarius 
erlassen werden. 
 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Für alle Seminaristen als Kandidaten gem. § 3 lit. b) 
PAO, einschließlich aller Bewerber für den 
priesterlichen Dienst, die in ein Propädeutikum 
aufgenommen wurden, ist nach § 4 Abs. 1 und 2 PAO 
eine Personalakte zu führen.  
 
(2) Sie ist nach § 4 PAO in der Personalabteilung der 
zuständigen (Erz-)Diözese zu führen, in welcher der 
Bewerber als Alumnus durch den Diözesanbischof in 
das Priesterseminar aufgenommen wurde.  
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) „Bewerber“ sind Personen, die die Aufnahme als 
Alumnus in das Priesterseminar beantragt haben.  
 
(2) „Seminaristen“ sind Bewerber, die als Alumnus 
durch den Diözesanbischof oder seinen Beauftragten 
in das Priesterseminar oder in die entsprechende 
Ausbildungseinrichtung aufgenommen sind bis zur 
Aufnahme in den Klerikerstand.  
 

(3) „Ausbildungsakte“ ist eine Teilakte der 
Personalakte gem. § 7 Abs. 5 PAO für den Zeitraum 
bis zur Priesterweihe.  
 
(4) 1Akten, die im Rahmen der Ausbildung nach der 
Priesterweihe bis zum Pfarr-examen oder dem 
Abschluss der Ausbildung (II. Dienstprüfung) geführt 
werden, sind ebenfalls Teilakten der Personalakte 
gem. § 7 Abs. 5 PAO. 2Sie sind von diesen 
Ausführungsbestimmungen nicht erfasst, für sie gelten 
die Bestimmungen der PAO.  
 
§ 3 Aufnahme als Alumnus 
(1) Jeder Bewerber als Alumnus hat einen schriftlichen 
Antrag auf Aufnahme ins Priesterseminar an den 
jeweiligen Diözesanbischof zu stellen.  
 
(2) 1Wenn es Anhaltspunkte gibt, dass der Bewerber 
seinen Verpflichtungen zur Angabe von bereits 
erfolgten Bewerbungen oder der Entlassung aus bzw. 
dem Abbruch der Ausbildung in einem anderen 
Seminar nicht nachgekommen ist, darf der Diözesan-
bischof oder sein Bevollmächtigter bei den anderen 
Priesterseminaren, Ordensinstituten, Gesellschaften 
des apostolischen Lebens, einem Säkularinstitut oder 
einer sonstigen geistlichen Gemeinschaft im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz Nachforschungen 
anstellen und hat ein Zeugnis anzufordern. 2Der 
Bewerber ist in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Antragstellung auf Aufnahme in das Priesterseminar 
schriftlich darüber zu informieren, dass sowohl alle 
Bewerber, die nach ausführlicher Prüfung abgelehnt 
werden, als auch Seminaristen, die ihre Ausbildung 
abbrechen, gem. can. 241 § 3 CIC mit Namen und 
Geburtsdatum sowie Ablehnungs- bzw. Abbruchs-
grund gespeichert werden. 3Alle weiteren vom 
abgelehnten Bewerber eingesandten Unterlagen sind 
zu vernichten oder dem Bewerber zurückzusenden.  
 
(3) Die Aufnahme in das Priesterseminar erfolgt durch 
Dekret des Diözesanbischofs oder seines Bevoll-
mächtigten.  
 
(4) In einem Begleitschreiben soll auf die Geltung der 
Personalaktenordnung und der Ausführungs-
bestimmungen für Ausbildungsakten hingewiesen 
werden. 
 
§ 4 Führung der Ausbildungsakte 
(1) 1Von der Aufnahme in das Priesterseminar an wird 
für den Seminaristen während der Ausbildung im 
Priesterseminar eine Ausbildungsakte als Teilakte der 
Personalakte im Priesterseminar geführt. 2Die Führung 
der Ausbildungsakte ist nach § 7 Abs. 5 Satz 3 PAO in 
der Hauptpersonalakte der zuständigen (Erz-)Diözese 
nach § 1 zu vermerken. 
 
(2) Verantwortliche Person gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 PAO 
zur Führung der Ausbildungsakte ist bis zum Ende der 
Ausbildung der Regens des Priesterseminars. 
 
(3) 1Die Regelungen der PAO in ihrer jeweils geltenden 
Fassung sind einzuhalten. 2Besonders zu verweisen ist 
auf die Verpflichtung zur Paginierung ab dem Zeitpunkt 
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des Inkrafttretens der PAO (§§ 5 Abs. 6, 23 Abs. 2 
PAO), sowie die Anhörungspflicht (§ 12 PAO), das 
Einsichtsrecht (§ 13 PAO), die Regelungen zur 
Auskunft an Dritte (§ 15 PAO) und zur Entfernung von 
Personalaktendaten (§ 16 PAO). 
 
(4) 1Weitergehende Notizen und Aufzeichnungen des 
Regens, welche dieser während der Ausbildung als 
Gedächtnisstützen im Hinblick auf den Zweck der 
Ausbildung benötigt, sind als solche zu kennzeichnen 
und gesondert vom Regens zu verwahren. 2Sie sind 
umgehend datenschutzkonform zu vernichten, sobald 
dieser Zweck erfüllt ist, spätestens vor Überführung der 
Ausbildungsakte in die Personalakte der zuständigen 
(Erz-)Diözese zur Priesterweihe.  
 
§ 5 Überdiözesane Priesterausbildung 
(1) In überdiözesanen Priesterseminaren ist 
vergleichbar wie in § 14 PAO für die auswärtige 
Tätigkeit definiert zu verfahren: 
 
a) Personalaktenführende Stelle bleibt die zuständige 
(Erz-)Diözese nach § 1. 
 
b) Diese stellt dem überdiözesanen Priesterseminar 
eine Kopie der Personalakte zur Verfügung.  
 
c) Das überdiözesane Priesterseminar stellt sicher, 
dass alle personalaktenrelevanten Dokumente und 
Vorgänge für die Dauer der Ausbildung unverzüglich 
an die zuständige (Erz-)Diözese oder den 
Inkardinationsverband übermittelt werden.  
 
d) Auch die zuständige (Erz-)Diözese stellt sicher, dass 
dem überdiözesanen Seminar ausbildungsrelevante 
Unterlagen zur Verfügung gestellt werden. 
 
(2) Bei Abschluss der Ausbildung oder bei Beendigung 
des Ausbildungsabschnitts im überdiözesanen 
Priesterseminar wird die gesamte Ausbildungsakte an 
die zuständige (Erz-)Diözese oder den 
Inkardinationsverband gesandt.  
 
§ 6 Inhalt der Ausbildungsakte 
 
(1) Der Inhalt der Ausbildungsakte richtet sich nach den 
§§ 7 und 9 PAO.  
 
(2) So ist gem. § 7 Abs. 2 lit.j) PAO in der 
Ausbildungsakte nur ein Vermerk zur Einleitung einer 
Plausibilitätsprüfung aufzunehmen, mit einem Hinweis 
darüber, wo diese Vorgangsakten zu finden sind sowie 
gem. § 7 Abs. 2 lit. g) PAO abschließende Dekrete oder 
Urteile einer kanonischen Voruntersuchung eines 
Disziplinar- oder Strafprozesses (ggf. in Kopie) mit 
einem Vermerk darüber, wo die vollständigen 
Unterlagen zu diesen Verfahren zu finden sind.  
 
(3) Semester- und Jahresgespräche sind zu 
protokollieren, dem Seminaristen zur Kenntnis zu 
geben und von ihm gegenzuzeichnen, und in die 
Personalakte aufzunehmen, siehe §§ 7, 10 PAO. 
 

(4) Schriftliche Prüfungsarbeiten sind gem. § 7 Abs. 3 
PAO nicht Teil der Ausbildungsakte.  
 
(5) Mentoren/innen und Gutachter/innen im Rahmen 
der Ausbildung erhalten vom Regens einen Hinweis, 
dass ihre Gutachten in die Ausbildungsakte eingehen 
und der Seminarist nach § 13 PAO ein Einsichtsrecht 
besitzt.  
 
(6) 1Psychologische Begutachtungen und eignungs-
diagnostische Verfahren jeder Art im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens und der Ausbildung sind nach § 
7 Abs. 2 lit. f) PAO besonders gesichert in der 
Ausbildungsakte zu verwahren. 2Eine mündliche 
Beratung des Regens durch den Ersteller / die 
Erstellerin eines psychologischen Gutachtens darf in 
Ausnahmefällen erfolgen und bedarf stets der 
schriftlichen Einwilligung des Bewerbers bzw. des 
Seminaristen, die ebenfalls in der Ausbildungsakte 
abzulegen ist. 3Dabei hat der Seminarist das Recht, auf 
eigenen Wunsch an einem Gespräch mit dem 
Gutachter/ der Gutachterin und dem Regens 
teilzunehmen.  
 
§ 7 Ende der Ausbildung 
 
(1) Mit der Priesterweihe wird die Ausbildungsakte in 
die Personalakte der zuständigen (Erz-)Diözese 
überführt.  
 
(2) Im Fall des Ausscheidens des Alumnus aus dem 
Seminar vor der Diakonenweihe geht die 
Ausbildungsakte gem. § 17 Abs. 1, 2 und 4 PAO nach 
Ablauf von fünf Jahren ins Archiv der zuständigen  
(Erz-)Diözese über. Das Entlassungsdekret wird der 
Ausbildungsakte beigefügt. 
 
(3) Im Fall des Ausscheidens des Klerikers vor der 
Priesterweihe wird die Ausbildungsakte ebenfalls an 
die zuständige (Erz-)Diözese überführt.  
 
(4) Ein Personalstammblatt mit dem Hinweis, dass die 
Personalakte in der zuständigen (Erz-)Diözese 
weitergeführt wird, verbleibt im Priesterseminar. 
 
§ 8 Inkrafttreten 
 
(1) Die vorstehenden Ausführungsbestimmungen sind 
vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an auf Seminaristen 
anzuwenden, die ab diesem Zeitpunkt ihre Ausbildung 
in einem Seminar beantragen.  
 
(2) 1Alle Regelungen dieser Bestimmung finden mit 
dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unmittelbare 
Anwendung auch auf Ausbildungsakten der 
Seminaristen, die bereits aufgenommen wurden. 2Es 
ist zum Stichtag des Inkrafttretens eine deutliche Zäsur 
einzufügen und die Ausbildungsakte ab diesem 
Zeitpunkt nach Satz 1 zu führen. 
 
Hiermit setze ich die Ausführungsbestimmungen zur 
Rahmenordnung über die Führung von Personalakten 
und Verarbeitung von Personalaktendaten von 
Klerikern und Kirchenbeamten (Personal-
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aktenordnung) für Ausbildungsakten von Alumnen in 
den Priesterseminaren zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
Für das Bistum Magdeburg, 13.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 19 Beschluss der Regionalkommission 
Ost des Deutschen Caritasverbandes 
e.V. Änderungen der Anlagen 33 und 1 
zu den AVR vom 03.11.2022 

 
I. Übernahme der beschlossenen mittleren 
Werte/Festsetzung der Vergütung 
Der Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 
zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, 
Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 zu den 
AVR wird hinsichtlich aller dort beschlossenen 
mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass 
alle dort beschlossenen mittleren Werte in derselben 
Höhe, wie sie in Ziffern I. und II. des o. g. Beschlusses 
der Bundeskommission enthalten sind, als Werte für 
den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt 
werden. 
 
II. Antrag auf Kompetenzübertragung 
Bezugnehmend auf den Beschluss der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der 
Anlage 33 zu den AVR wird beantragt, auf die 
Regionalkommission Ost die Kompetenz zu 
übertragen hinsichtlich der Festlegung der Fälligkeit 
und der Konkretisierung des Auszahlungszeitraums für 
die im Beschluss der Bundeskommission vom 20. 
Oktober 2022 bzw. im Beschluss der 
Regionalkommission Ost vom 3. November 2022 
beschlossenen Einmalzahlungen, so dass die 
Regionalkommission folgenden ergänzenden 
Beschluss fassen kann: 
 
Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. 
festgelegten Einmalzahlung (in Höhe von 910,00 Euro 
für Mitarbeitende der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a und 
in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende der 
Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S14 oder S 15 
Ziffer 7 gemäß der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils 
geltenden Anspruchsvoraussetzungen) des 
Beschlusses der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 
zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, 
Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 AVR, 
wird dahingehend konkretisiert, dass die 
Einmalzahlung ab dem 1. Januar 2023 fällig wird und 
spätestens bis zum 31. März 2023 auszuzahlen ist. Vor 
dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen werden 
darauf angerechnet.  
 
Für den Antrag an die Bundeskommission 
Antragsteller: 

Jörg Straube  Ekkehardt Bösel  
Vorsitzender der  Mitglied der 
Regionalkommission Regionalkommission 
Ost    Ost  
und Mitglied der  und Bundeskommission 
der Bundeskommission 
 
III. Unter der Bedingung, dass die 
Kompetenzübertragung gemäß Ziffer II dieses 
Beschlusses erfolgt, beschließt die Regional-
kommission Ost folgendes: 
Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. 
festgelegten Einmalzahlung (in Höhe von 910,00 Euro 
für Mitarbeitende der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a und 
in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende der 
Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S14 oder S 15 
Ziffer 7 gemäß der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils 
geltenden Anspruchsvoraussetzungen) des 
Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur 
Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen 
in der Anlage 33 und der Anlage 1 AVR, wird 
dahingehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab 
dem 1. Januar 2023 fällig wird und spätestens bis zum 
31. März 2023 auszuzahlen ist. Vor dem 1. Januar 
2023 erfolgte Auszahlungen werden darauf 
angerechnet.  
 
IV. Die Regionalkommission Ost setzt einen 
Ausschuss ein, der folgenden Arbeitsauftrag erhält: 
Es soll ein Vorschlag erarbeitet werden für eine 
zukünftige Regelung zur Lösung der in den 
Erzbistümern Berlin und Hamburg bestehenden 
Besonderheit der Diskrepanz insbesondere zwischen 
den Vergütungswerten nach Anlage 33 zu den AVR 
und den besonderen Finanzierungsbedingungen in 
den beiden Stadtstaaten, die zum Teil auf andere 
Tarifverträge abstellen (z. B. TV-L). 
 
Der Vorschlag wird der Regionalkommission Ost zur 
weiteren Beratung und gegebenenfalls Beschluss-
fassung in der RK Ost und anschließend 
gegebenenfalls in der Bundeskommission vorgelegt.    
 
V. Inkrafttreten 
Ziffer I. tritt zum 20. Oktober 2022 in Kraft. Ziffern II. 
und IV. treten zum 3. November 2022 in Kraft. Ziffer III. 
tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  
 
Leipzig, den 3. November 2022 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
Für das Bistum Magdeburg, 13.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
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Nr. 20 Beschluss der Regionalkommission 
Ost des Deutschen Caritasverbandes 
e.V. Änderungen der Anlage 2 zu den 
AVR vom 03.11.2022 

 
I. Übernahme des beschlossenen mittleren 
Wertes/Festsetzung der Vergütung 
Der Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 
zu den Betreuungskräften in VG 10 der Anlage 2 zu 
den AVR, Neufassung der Ziffern 18 und 19 wird 
hinsichtlich des dort festgelegten mittleren Wertes 
(Höhe der Zulage gemäß Anmerkung 150 Satz 1 der 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 1 bis 12 der Anlage 2 zu den AVR) 
als Festsetzung für den Bereich der 
Regionalkommission Ost übernommen. Er beträgt 
120,00 Euro.  
 
II. Inkrafttreten 
Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
Leipzig, den 3. November 2022 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
Für das Bistum Magdeburg, 13.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 21 Beschluss der Regionalkommission 
Ost des Deutschen Caritasverbandes 
e.V. Fassung des Eckpunkte-
beschlusses vom 19. Dezember 2019 
zur Weiterentwicklung der Vergütung 
in Bezug auf das Urlaubsgeld § 7 Abs. 
1 Anlage 14 AVR 

 
I. Bestätigung der Werte  
 
Die Regionalkommission Ost bestätigt die Richtigkeit 
der auf der Grundlage ihres Eckpunktebeschlusses 
vom 19. Dezember 2019 nachfolgend in Abschnitt B 
dieses Beschlusses wiedergegebenen Werte. 
 
II. Urlaubsgeld im Bereich der Regionalkommission 
Ost ab dem 1. Januar 2023 
 
§ 7 Abs. 1 Anlage 14 AVR wird, soweit er die 
Regionalkommission Ost betrifft, wie folgt gefasst:  
 
(a) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten 
Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 1 bis 5b der 
Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR  
 

ab 1. Januar 2023 341,48 Euro 

 

(b) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten 
Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 5c bis 12 der 
Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR 
 

ab 1. Januar 2023 443,90 Euro 

 
(c) (RK Ost): für den gemäß der Anlage 7 zu den AVR 
zu seiner Ausbildung Beschäftigten  
 

ab 1. Januar 2023 261,57 Euro 

 
III. Inkrafttreten 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
Freiburg, den 16. Dezember 2022 
 
Für die Richtigkeit: 
 
gez. Jörg Straube   gez. Martin Wessels 
Vorsitzender der    stellv. Vorsitzender der 
Regionalkommission Ost  Regionalkommission Ost 
 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
Mit dem Beschluss wird der Eckpunktebeschluss der 
Regionalkommission Ost vom 19. Dezember 2019 für 
das Urlaubsgeld ab dem 1. Januar 2023 angewendet 
und die Richtigkeit der Werte bestätigt. 
 
Für das Bistum Magdeburg, 31.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 22 Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-
Ordnung), geändert am 22.11.2022 

 
Anlage 1 ZAK-Ordnung-Änderungsgesetz 
 
Gesetz zur Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“  
(ZAK-Ordnung-ÄnderungsG) 
 
Artikel 1 
Gremienbezeichnung 
 
Die „Zentrale Kommission“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 lit. a 
Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung des 
Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 
(Amtsblatt vom 02.12.2013) erhält folgende neue 
Bezeichnung: „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
(ZAK)“. 
 
Artikel 2 
Fortgeltung der Beschlüsse 
 
1Die bisherigen Beschlüsse und Empfehlungen der 
Zentralen Kommission bzw. der Zentral-KODA bleiben 
von den nachfolgenden Änderungen unberührt. 2Sie 
gelten nunmehr als Beschlüsse und Empfehlungen der 
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Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission bis zu einer 
anderslautenden Beschlussfassung durch diese fort. 
 
Artikel 3 
Fortgeltung der Zusammensetzung von Zentraler 
Kommission, Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungs-
ausschuss und der übrigen Ausschüsse 
 
(1) Die nach der Zentral-KODA-Ordnung in der 
Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 18. 
November 2013 bestehende Zentrale Kommission 
setzt ihre Arbeit in zunächst unveränderter 
Zusammensetzung als Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission fort.  
(2) Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss 
und sonstige bestehende Ausschüsse der Zentralen 
Kommission bzw. des Arbeitsrechtsausschusses 
setzen ihre Arbeit ebenfalls in zunächst unveränderter 
Zusammensetzung als Gremien der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission fort. 
(3) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Änderungsgesetzes erfolgen Änderungen betreffend 
die Zusammensetzung der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Gremien nach den Regelungen der ZAK-
Ordnung zu Wahl, Bestellung und Benennung von 
Personen.  
 
Artikel 4 
Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ in „Ordnung 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-
Ordnung)“  
 
Die „Zentral-KODA-Ordnung“, zuletzt geändert durch 
Beschluss der Vollversammlung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 
(Amtsblatt vom 02.12.2013), wird nach Beratung und 
Beschlussfassung in der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands am 22. 
November 2022 wie folgt geändert: 
 
1. In der Präambel werden die Angabe „Artikel 7“ durch 
„Artikel 9“ ersetzt und die Wörter „im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ gestrichen.  
 
2. In § 1 wird die Überschrift „Aufgabe der Zentral-
KODA und Geltungsbereich“ durch „Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission und Arbeitsrechts-
ausschuss“ ersetzt. In § 1 wird der bisherige Satz zum 
Absatz 1 und die Wörter „Zentral-KODA“ werden durch 
„Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission (ZAK)“ ersetzt. 
Vor „Diözesen“ wird der Zusatz „(Erz-)“ eingefügt. 
Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt:  
„(2) Sie wird gebildet aus Vertretern/ Vertreterinnen der 
Arbeitsrechtlichen Kommissionen der (Erz-)Diözesen 
und der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes. 
(3) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nimmt 
ihre Aufgaben als ständige Kommission wahr. 2Sie 
bedient sich zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben des 
Arbeitsrechtsausschusses (ARA). 
(4) Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und die Mitglieder des 
Arbeitsrechtsausschusses sind an geltende 

Kirchengesetze, insbesondere an die Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes (Grundordnung) gebunden.“ 
 
3. Der bisherige § 2 entfällt.  
 
4. Der bisherige § 3 wird zu § 2 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 2 Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 
(1) Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist die Beschlussfassung von 
Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen mit kirchlichen Rechtsträgern 
im Geltungsbereich der Grundordnung in folgenden 
Angelegenheiten: 
1. Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen 
Gesetzen, 
2. Fassung von Einbeziehungsabreden für 
Arbeitsverträge hinsichtlich der 
Loyalitätsobliegenheiten und Nebenpflichten gemäß 
der Grundordnung, 
3. kirchenspezifische Regelungen 
a) für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit 
nicht bereits von Nr. 1 erfasst, 
b) für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere 
für den liturgischen Dienst, 
c) für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen 
Dienstgebern, 
d) für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem 
Dienstgeber zu einem anderen Dienstgeber. 
(2) 1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission von ihrer Regelungsbefugnis durch 
Beschlussfassung keinen Gebrauch gemacht hat oder 
macht, haben die anderen aufgrund Artikel 9 
Grundordnung errichteten Kommissionen die Befugnis 
zur Beschlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren 
Regelungen bleiben unangewendet, solange und 
soweit der Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission Gültigkeit besitzt. 
(3) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann 
den anderen nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten 
Kommissionen nach Maßgabe des § 3 Ziff. 8 
Empfehlungen für die Beschlussfassung über 
Rechtsnormen geben.“ 
 
5. Der bisherige § 4 wird zu § 3 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 3 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses 
Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des 
Arbeitsrechts folgende Aufgaben: 
1. Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen 
Fragen und Auswirkungen des Arbeitsrechts,  
2. Koordinierung der Positionen, 
3. Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen 
(Monitoring), 
4. Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission, 
5. Information und Beratung des Katholischen Büros in 
Berlin, 
6. Mitwirkung gemäß der Ordnung über das 
Zustandekommen von arbeitsrechtlichen Regelungen 
auf der Ebene der DBK auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts,  
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7. Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, 
8. Entscheidung über die Zuweisung von 
Empfehlungsmaterien an die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission.“ 
 
6. Der bisherige § 5 wird zu § 4 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 4 Zusammensetzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission  
(1) 1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
gehören jeweils 21 Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeber und der Dienstnehmer an. 2Zusätzlich zu 
den von den Arbeitsrechtlichen Kommissionen nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 3 entsandten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer wird eine bestimmte 
Anzahl von Mitgliedern durch tariffähige 
Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) entsandt. 
3Das Nähere regelt § 5. 
(2) 1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission insgesamt 14 Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und 14 Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer nach folgendem 
Schlüssel an:  
- Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, 
Eichstätt, München und Freising, Passau, 
Regensburg, Würzburg 3 Mitglieder 
- Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster, Paderborn 3 Mitglieder 
- Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer, Trier 2 Mitglieder 
- Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, 
Hildesheim, Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-
Meißen, Görlitz, Magdeburg, Offizialatsbezirk 
Oldenburg 4 Mitglieder 
- Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und 
Rottenburg-Stuttgart 2 Mitglieder. 
2Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber werden 
von den Dienstgeber-vertretern/vertreterinnen der in 
den Regionen bestehenden Kommissionen nach § 1 
Abs. 2 aus ihrer Mitte gewählt, soweit in der jeweiligen 
Region nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale Kommission 
besteht. 3In Regionen, in denen eine solche nicht 
besteht, bestellen die Generalvikare aller (Erz-
)Diözesen der Region in gegenseitigem Einvernehmen 
die Vertreter/ Vertreterinnen der Region aus dem Kreis 
der Dienstgebervertreter/vertreterinnen der in der 
Region bestehenden Kommissionen nach § 1 Abs. 2. 
4Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstnehmer 
werden von Vertretern/ Vertreterinnen der 
Dienstnehmer in den in der Region bestehenden 
Kommissionen nach Artikel 9 Grundordnung aus ihrer 
Mitte gewählt. 5Das Nähere wird in einer von den 
Bischöfen der jeweiligen Region zu erlassenden 
Wahlordnung geregelt. 
(3) Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes wählen aus ihrer Mitte jeweils sieben 
Vertreter/ Vertreterinnen. 
(4) 1Wird neben den gewählten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmerseite auch eine 
bestimmte Anzahl von Gewerkschaftsvertretern/ 
Gewerkschaftsvertreterinnen nach § 5 entsandt, ist die 
Dienstgeberseite durch eine identische Zahl von 

Vertretern/ Vertreterinnen zu erhöhen. 2Die 
entsprechenden Vertreter/ Vertreterinnen werden von 
der Dienstgeberseite des Arbeitsrechtsausschusses 
benannt. 3Als Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer 
aufgrund der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 
Mitglied der Mitarbeitervertretung sein kann. 4Mit 
Ausscheiden eines Gewerkschaftsvertreters/ einer 
Gewerkschaftsvertreterin scheidet auch eine/r dieser 
nach Satz 1 gewählten zusätzlichen Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeberseite aus. 5Welche 
Person nach Satz 1 hiervon betroffen ist, entscheidet 
das Los. 
(5) Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit 
Ablauf der Amtsperiode der entsprechenden Bistums-/ 
Regional-KODA bzw. der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des deutschen Caritasverbandes, mit 
Beendigung der Mitgliedschaft in dieser Kommission 
oder bei vorzeitigem Ausscheiden aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission.  
(6) Die Mitgliedschaft in der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission endet auch mit rechtskräftiger 
Entscheidung des Kirchlichen Arbeitsgerichts Köln, 
das die grobe Vernachlässigung oder Verletzung der 
Befugnisse und Pflichten als Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission festgestellt hat. 
(7) Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 
endet, erfolgen Bestellung und Wahl nach Maßgabe 
der Bestimmungen in den Absätzen 2 und 3. 
(8) 1Scheidet ein Dienstgebervertreter/ eine 
Dienstgeber-vertreterin oder ein Dienstnehmer-
vertreter/ eine Dienstnehmervertreterin aus der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission aus, wird das 
Stimmrecht des ausscheidenden Mitglieds bis zur 
Bestellung bzw. Wahl eines Nachfolgers/ einer 
Nachfolgerin durch das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt 
(gesetzliche Stimmrechtsübertragung). 2Scheiden 
mehrere Vertreter/ Vertreterinnen der jeweiligen Seite 
aus, so werden zunächst bis zu zwei Stimmen 
gesetzlich durch das nach Lebensjahren älteste 
Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt. 3Weitere 
gesetzliche Stimmrechtsübertragungen werden durch 
die nächstältesten Mitglieder der jeweiligen Seite 
ausgeübt. 4Dabei dürfen maximal zwei weitere 
Stimmen gesetzlich auf ein Mitglied übertragen 
werden. 5Die beiden Seiten legen zu Beginn der 
Sitzung dem/ der Vorsitzenden eine Liste der Personen 
vor, die die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 ausüben. 
6§10 Abs. 3 S. 2 und 3 finden in den Fällen des Absatz 
8 Satz 1 bis 6 keine Anwendung. 7Die Möglichkeit der 
gesetzlichen Stimmrechtsübertragung endet 
spätestens neun Monate nach dem Ausscheiden des 
Mitglieds aus der Kommission. 8Die Frist beginnt mit 
dem auf das Ausscheiden eines Mitglieds folgenden 
Tag. 9Die Möglichkeit der Ausübung eines nach § 10 
Abs. 3 übertragenen Stimmrechts bleibt unberührt.“ 
 
7. Es wird folgender neuer § 5 eingefügt:  
„§ 5 Entsandte Vertreter/ Vertreterinnen der 
Gewerkschaften 
(1) 1Die in den Kommissionen nach § 4 Abs. 2 S. 3 bzw. 
§ 4 Abs. 3 vertretenen Gewerkschaften können 
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insgesamt bis zu drei Vertreter/ Vertreterinnen in die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission entsenden. 
2Stichtag für die Benennung ist der 1. Juli alle vier 
Jahre. 3Der erste Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die 
Gewerkschaften teilen der Geschäftsführung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission mit, ob, wie 
viele und welche Vertreter/ Vertreterinnen sie zu 
entsenden beabsichtigen. 5Die Kontaktdaten der 
Vertreter/ Vertreterinnen sind mitzuteilen. 
(2) Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/ 
Vertreterinnen für die Kommission, kann sie alle Sitze 
nach Absatz 1 beanspruchen. 
(3) 1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/ 
Vertreterinnen für die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission, einigen sich die mitwirkungsberechtigten 
und mitwirkungswilligen Gewerkschaften auf die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der von der 
Gewerkschaft zu entsendenden Vertreter/ 
Vertreterinnen. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, 
entscheidet der Sprecher/ die Sprecherin der 
Dienstnehmerseite nach § 7 Abs. 1 über die Verteilung 
der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des Sprechers/ 
der Sprecherin der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht 
Köln innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die 
Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaften 
über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die 
einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden sind. 
5Das Kirchliche Arbeitsgericht entscheidet 
insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die ihm 
gegenüber glaubhaft zu machen sind. 6Die 
Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann 
insbesondere durch eine eidesstattliche Versicherung 
erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der 
Gewerkschaft vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige 
Benennung aller Vertreter/ Vertreterinnen ist der 
Geschäftsführung unverzüglich gemeinsam von allen 
vertretenen Gewerkschaften mitzuteilen. 
(4) Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür 
bieten, dass sie das verfassungsmäßige 
Selbstbestimmungsrecht der Kirche gem. Art. 140 
Grundgesetz in Verbindung mit Art. 137 Abs. 3 der 
Weimarer Reichsverfassung zur Gestaltung der 
sozialen Ordnung ihres Dienstes achten und die 
Eigenart des kirchlichen Dienstes respektieren. 
(5) Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission aus oder wird es 
abberufen, entsendet die Gewerkschaft, die durch das 
Mitglied vertreten wurde, unverzüglich ein neues 
Mitglied. 
(6) 1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf, einigen 
sich die verbleibenden mitwirkungsberechtigten und 
mitwirkungswilligen Gewerkschaften darüber, wer für 
den Rest der Amtszeit die Stelle des ausscheidenden 
Mitglieds übernehmen soll. 2Kommt keine Einigung 
zustande, entscheidet der/ die Sprecher/ Sprecherin 
der Dienstnehmerseite, welcher verbleibenden 
Gewerkschaft, die einen Vertreter/ eine Vertreterin 
entsenden will, das Nachbesetzungsrecht zusteht. 
3Gegen die Entscheidung des/ der Vorsitzenden der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist Klage 

beim Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu 
laufen, wenn die Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, 
das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, 
den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt 
worden ist. 
(7) Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der 
Prozess nach Absatz 1 zum nächsten Stichtag erneut. 
(8) Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission von 
keiner Gewerkschaft beansprucht wird.“ 
 
8. § 6 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses 
(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 
stimmberechtigten Mitgliedern: Je sechs Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
jeweils aus dem Bereich der verfassten Kirche und 
dem Bereich der Caritas, darunter dem/ der 
Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 2Die Vertreter/ Vertreterinnen werden von 
den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt. 3Es 
können nur Vertreter/ Vertreterinnen gewählt werden, 
die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind. 
(2) 1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechts-
ausschuss als nicht stimmberechtigte Mitglieder an: Je 
ein Vertreter/ eine Vertreterin des 
- Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD),  
- des Deutschen Caritasverbandes (DCV),  
- der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und 
- des Katholischen Büros in Berlin. 
2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 
stimmberechtigte Mitglieder drei Vertreter/ 
Vertreterinnen der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeiter-vertretungen (BAG-MAV) an. 3Die in Satz 1 
und 2 genannten Vertreter/ Vertreterinnen haben das 
Recht, Tagesordnungspunkte anzumelden. 
(3) Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des 
Arbeitsrechtsausschusses aus, findet bis zur Neuwahl 
§ 4 Abs. 8 entsprechende Anwendung.“ 
 
9. § 7 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) 
Vorsitzende(r) 
(1) 1Der/ die Vorsitzende und der/ die stellvertretende 
Vorsitzende werden von der Gesamtheit der 
Kommissionsmitglieder in zweijährigem Wechsel 
gemeinsam geheim gewählt; dabei wird der/ die 
Vorsitzende einmal aus den Reihe der 
Dienstgebervertreter und das andere Mal aus der 
Reihe der Dienstnehmervertreter, der/ die 
stellvertretende Vorsitzende aus der jeweils anderen 
Seite gewählt. 2§ 10 Abs. 3 findet Anwendung. 
3Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission auf sich vereinigt. 4Kommt in zwei 
Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, 
so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die 
meisten Stimmen auf sich vereinigt. 5Bis zur Wahl des/ 
der Vorsitzenden und des/ der stellvertretenden 
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Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied die Sitzung. 
(2) Scheidet der/ die Vorsitzende oder der/ die 
stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für 
den Rest des Zwei-Jahres-Zeitraumes eine Nachwahl 
statt. 
(3) 1Der/ die Vorsitzende der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission ist zugleich Vorsitzender/ 
Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses. 2Der/ die 
stellvertretende Vorsitzende der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission ist zugleich stellvertretender 
Vorsitzender/ stellvertretende Vorsitzende des 
Arbeitsrechtsausschusses.“ 
 
10. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt:  
„§ 8 Geschäftsführung 
(1) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine 
Geschäftsführung. 
(2) 1Die Geschäftsführung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission wird vom Verband der 
Diözesen Deutschlands bestellt. 2Im Verhinderungsfall 
der Geschäftsführung wird die Stellvertretung durch die 
Geschäftsstelle des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands bestimmt. 
(3) 1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden 
Geschäfte der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und des Arbeitsrechtsausschusses wahr. 
2In Zweifelsfällen ist ein Einvernehmen mit dem/ der 
jeweiligen Vorsitzenden und dem/ der jeweiligen 
stellvertretenden Vorsitzenden herzustellen. 3Kann ein 
Einvernehmen nicht hergestellt werden, entscheidet 
der/ die jeweilige Vorsitzende im Benehmen mit der 
Geschäftsführung. 4Das Nähere kann in 
Geschäftsordnungen geregelt werden.“ 
 
11. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 9 Rechtsstellung der Mitglieder  
(1) 1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
2Sie sind in ihrem Amt unabhängig und an keine 
Weisungen gebunden. 
(2) 1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst beschäftigt sind, 
steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der 
Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten 
Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres 
Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit 
weder benachteiligt noch begünstigt werden. 3Aus ihrer 
Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen Nachteile 
erwachsen.“ 
 
12. Der bisherige § 11 wird zu § 10 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 10 Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 
(1) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung 
spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet 
im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ 
der stellvertretenden Vorsitzenden über die 
Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet über 

die Tagesordnung. 4Hat die Amtszeit des / der 
Vorsitzenden geendet, ohne dass bereits zu einer 
weiteren Sitzung eingeladen wurde, lädt die 
Geschäftsführung baldmöglichst zu einer Sitzung mit 
einer Tagesordnung ein, die zunächst nur die Wahlen 
vorsieht.  
(2) Die Geschäftsführung lädt ein 
a) zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre 
Sitzung). Die Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden 
Kalenderjahres stattfinden. 
b) aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche 
Sitzung): 
- wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
stimmberechtigten Mitglieder eine klärungsbedürftige 
Thematik in Form eines Antrags der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission vorlegt, 
- wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebildete 
Kommission mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder eine 
klärungsbedürftige Thematik in Form eines Antrags der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission vorlegt,  
- wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung 
durchzuführen sind, 
- 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission einen Antrag auf Beschlussfassung 
gemäß § 2 Abs. 1 stellt. 2Liegt ein Antrag vor, hat der 
Arbeitsrechtsausschuss zunächst sechs Monate ab 
Antragseingang bei der Geschäftsführung Zeit, sich mit 
dem Antrag zu befassen. 3Der Arbeitsrechtsausschuss 
kann eine Stellungnahme zu dem Antrag abgeben. 
4Nach Ablauf der Sechsmonatsfrist soll innerhalb von 
zwei Monaten eine Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfinden, wenn nicht 
der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
Mitglieder eine Weiterleitung des Antrags an die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ablehnt. 5Findet 
die nächste reguläre Sitzung innerhalb der nächsten 
zwei Monate nach Ablauf der Sechsmonatsfrist statt, 
ist von einer gesonderten Sitzung abzusehen. 
- wenn ein Diözesanbischof oder mehrere 
Diözesanbischöfe gegen einen Beschluss der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission gemäß § 2 
Abs. 1 Einspruch einlegt/ einlegen. 
(3) 1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung 
teilzunehmen, so ist die Übertragung des 
Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied derselben Seite 
zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als 
ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die 
Übertragung des Stimmrechtes ist der 
Geschäftsführung in Textform nachzuweisen. 
(4) 1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder 
Seite mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend 
ist. 2Unter den Anwesenden muss sich der/ die 
Vorsitzende und/ oder der/ die stellvertretende 
Vorsitzende befinden. 3Die Sitzungen sind nicht 
öffentlich. 4Unbeschadet von Satz 3 ist die Information 
der nicht in der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission vertretenen Kommissionen und die 
Beratung mit diesen möglich. 5Im Einvernehmen 
zwischen dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden und 
dem/ der Vorsitzenden können Sachverständige 
teilnehmen. 6Diese haben kein Stimmrecht. 
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(5) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 
(6) Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission; die Anträge müssen 
dem/ der Vorsitzenden über die Geschäftsführung in 
Textform mit Begründung vorgelegt werden. 
(7) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 2Auf Antrag 
eines Mitglieds findet eine Beschlussfassung in 
geheimer Abstimmung statt. 
(8) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission durch schriftliche Stimmabgabe 
herbeigeführt werden. 2Der/ die Vorsitzende 
entscheidet im Einvernehmen mit dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung 
dieses Verfahrens. 3Das Ergebnis der schriftlichen 
Stimmabgabe wird von der Geschäftsführung 
festgestellt und den Kommissionsmitgliedern schriftlich 
mitgeteilt. 
(9) 1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ständige oder 
zeitlich befristete Ausschüsse einsetzen. 2Diese 
bereiten die Beschlüsse der Kommission vor. 
(10) 1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 
2Die Protokollführung soll grundsätzlich durch die 
Geschäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll wird nach 
Abstimmung mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden von der Protokoll-
führung unterzeichnet und unverzüglich den 
Mitgliedern der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission zugeleitet.“ 
 
13. Der bisherige § 12 wird zu § 11 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 11 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses 
(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf 
zusammen. 2Er tagt in der Regel drei Mal im 
Kalenderjahr. 3Der Bedarf wird von dem/ der 
Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden festgestellt. 4Der 
Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in dem Quartal 
tagen, in dem die reguläre Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfindet. 
(2) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung 
spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet 
im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ 
der stellvertretenden Vorsitzenden über die 
Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet über 
die Tagesordnung. 
(3) 1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3 - 7 und 9 - 10 
sinngemäß, mit der Maßgabe, dass Sitzungen des 
Arbeitsrechtsausschusses auch stattfinden und 
Beschlüsse gemäß § 3 gefasst werden können, wenn 
mindestens sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und 
sechs Mitglieder der Dienstgebervertreter anwesend 
sind, darunter der/ die Vorsitzende und/ oder der/ die 
stellvertretende Vorsitzende. 2Die nicht stimm-
berechtigten Mitglieder nach § 6 Abs. 2 sind bei der 

Bestimmung der Anwesenheit und der Beschluss-
fähigkeit nicht zu berücksichtigen. 
(4) Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetz-
gebungsvorhaben, die das Arbeitsrecht betreffen, soll 
das Katholische Büro den Arbeitsrechtsausschuss 
angemessen beteiligen.“ 
 
14. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt:  
„§ 12 Online- und Hybridversammlungen 
(1) 1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechts-ausschusses und 
sonstiger Ausschüsse finden im Regelfall als 
Präsenzsitzungen statt. 2Sie können auch als Online-
Versammlungen erfolgen. 
(2) Der/ die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit 
der/ dem stellvertretenden Vorsitzenden und der 
Geschäftsführung bestimmen, dass Sitzungen als 
Online-Versammlungen in einem nur für die 
teilnahmeberechtigten Personen zugänglichen Chat-
Raum durchgeführt werden.  
(3) 1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, 
erhalten die teilnahmeberechtigten Personen zu 
diesem Zwecke rechtzeitig vor der Sitzung neben der 
Tagesordnung auch die Zugangsdaten. 2Sie 
verpflichten sich, die Legitimationsdaten keinem 
Dritten zugänglich zu machen. 3Mit Einwahl zur Online-
Versammlung gilt die teilnahme-berechtigte Person als 
anwesend im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 und 2. 
(4) 1Hybrid-Versammlungen sind nur in Ausnahme-
fällen zulässig. 2Es gelten die Absätze 2 und 3 
entsprechend. 
(5) 1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung 
sind Abstimmungen und Wahlen grundsätzlich 
möglich, soweit entsprechende technische 
Möglichkeiten existieren. 2Die Abstimmungen und 
Wahlen erfolgen unter Wahrung der Vorgaben dieser 
Ordnung und der datenschutzrechtlichen Vorgaben 
(z.B. KDG) durch Nutzung geeigneter technischer 
Mittel, wie beispielsweise Abstimmungssoftware. 
(6) Im Übrigen sind die Vorschriften zu Präsenz-
versammlungen entsprechend zu berücksichtigen.“ 
 
15. § 13 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission 
(1) 1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der den Erlass von Rechtsnormen 
gemäß § 2 Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird nach 
Unterzeichnung durch den Vorsitzenden/ die 
Vorsitzende durch die Geschäftsführung den 
zuständigen Diözesanbischöfen zur Kenntnisnahme 
übermittelt. 2Auf die Einspruchsfrist nach Absatz 2 wird 
hingewiesen. 
(2) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er 
offensichtlich gegen kirchenrechtliche Normen oder 
gegen Vorgaben der katholischen Glaubens- und 
Sittenlehre verstößt, so legt er innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang des Beschlusses beim 
Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen 
Einspruch bei der Geschäftsführung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission ein; dabei können 
Gegenvorschläge unterbreitet werden. 
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(3) 1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein 
Einspruch erhoben worden ist, teilt die 
Geschäftsführung den Diözesanbischöfen mit, dass 
der Beschluss in den (Erz-) Diözesen in Kraft zu setzen 
und innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab Zugang 
der Information in den Amtsblättern zu veröffentlichen 
ist. 2Hierüber informiert die Geschäftsführung zeitgleich 
den Deutschen Caritasverband. 
 
(4) 1Im Falle eines Einspruchs informiert die 
Geschäftsführung die Diözesanbischöfe über den 
Einspruch. 2Die Angelegenheit wird von der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission innerhalb einer Frist 
von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Information 
über den Einspruch an die Diözesanbischöfe erneut 
beraten. 3Fasst sie einen neuen Beschluss oder 
bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet die 
Geschäftsführung diesen allen Diözesanbischöfen zur 
Inkraftsetzung und dem Deutschen Caritasverband zur 
Kenntnis zu. 4Der Diözesanbischof setzt den 
Beschluss in Kraft und veröffentlicht ihn innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information im 
Amtsblatt. 
(5) Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht 
zustande, so ist das Verfahren beendet. 
(6) 1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 
bzw. des Abs. 4 Satz 4 findet der Beschluss auch im 
Geltungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes Anwendung. 2Der 
Beschluss soll zusätzlich in der Verbands-zeitschrift 
„neue caritas“ veröffentlicht werden. 
(7) Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum 
Gegenstand hat, wird allen aufgrund Artikel 9 
Grundordnung errichteten Kommissionen zur Beratung 
zugeleitet. 
(8) 1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche 
Regelung in einer diözesanen Ordnung kann 
vorsehen, dass die Beschlüsse der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission zusätzlich von einer 
diözesanen oder regionalen Kommission unter 
Wahrung der Frist nach Abs. 2 wortlautidentisch zu 
beschließen sind. 2Die Regelungen der Absätze 1 bis 
7 bleiben hiervon unberührt.“ 
 
16. § 14 wird wie folgt geändert:  
In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „Zentralen 
Kommission“ jeweils durch „Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission“ ersetzt. In Absatz 2 werden 
die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzern“ jeweils 
durch „Beisitzern/ Beisitzerinnen“ ersetzt. Im Absatz 2 
letzter Halbsatz werden die Wörter „Beisitzerinnen und 
Beisitzer“ durch „Beisitzer/ Beisitzerinnen“ ersetzt. Die 
Absätze 3 und 4 werden gestrichen.  
 
17. § 15 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 15 Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im 
Vermittlungsausschuss 
(1) 1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses dürfen bei keinem 
kirchlichen Rechtsträger beschäftigt sein und keinem 
vertretungsberechtigten Leitungsorgan eines 
kirchlichen Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der 
katholischen Kirche angehören und über fundierte 

Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 
3Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen 
Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte behindert sein 
und müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie 
jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl eintreten. 4Für 
sie gelten die Vorgaben der Grundordnung 
entsprechend. 
(2) Für Beisitzer/ Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2 
2. Halbsatz und Satz 4 entsprechend.“ 
 
18. § 16 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungs-
ausschusses 
(1) 1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für 
den Vorsitz vor. 2Die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission wählt nach einer Aussprache mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl 
ihrer Mitglieder die beiden Vorsitzenden gemeinsam in 
geheimer Wahl. 3Kommt in den ersten beiden 
Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im 
dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stimmen. 
4Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
getrennt je einen Vorsitzenden/ eine Vorsitzende mit 
mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 5Wählt eine 
Seite keinen Vorsitzenden/ keine Vorsitzende, ist nur 
der/ die andere Vorsitzender/ Vorsitzende des 
Vermittlungsausschusses. 
(2) Jeder Beisitzer/ jede Beisitzerin hat für den Fall der 
Verhinderung einen Stellvertreter/ eine Stellvertreterin. 
(3) Jeweils drei Beisitzer/ Beisitzerinnen und ihre 
Stellvertreter/ Stellvertreterinnen werden von den 
Dienstgebervertretern/ Dienstgebervertreterinnen bzw. 
von den Dienstnehmervertretern/ Dienstnehmer-
vertreterinnen in der Zentralen Arbeits-rechtlichen 
Kommission benannt.  
(4) Die Abwahl eines/ einer Vorsitzenden kann nach 
einer Aussprache geheim mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission erfolgen. 
(5) 1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 
2Bis zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses 
nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die 
Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf 
Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 
3Wiederwahl ist zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds des 
Vermittlungsausschusses, welches gleichzeitig 
Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist, erlischt mit seinem Ausscheiden aus dieser. 5Bei 
vorzeitigem Ausscheiden findet für den Rest der 
Amtsperiode eine Nachwahl statt. 6Dazu gilt das 
Verfahren nach Absatz 1 bzw. Absatz 3.“ 
 
19. § 17 wird wie folgt geändert:  
Die Angabe „§ 2 Abs. 1“ wird durch „§ 3 Abs. 1“ und die 
Wörter „Zentralen Kommission“ werden durch 
„Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ ersetzt. 
Nach den Wörtern „mindestens die Hälfte der 
Mitglieder dem Beschluss zugestimmt“ wird „haben“ 
durch „hat“ ersetzt. Nach dem Wort „Vorsitzende“ 
werden die Wörter „der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission“ eingefügt.  
 
20. § 18 wird wie folgt neu gefasst:  
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„§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 
(1) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des 
Vermittlungsausschusses erfolgen auf Veranlassung 
der beiden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses. 2Für jedes Vermittlungsverfahren wird 
jeweils zu Beginn des Verfahrens einvernehmlich von 
den Mitgliedern festgelegt, welcher/ welche der beiden 
Vorsitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem 
Ermessen leitet und welcher/ welche unterstützend 
teilnimmt. 3Kommt keine solche einvernehmliche 
Festlegung zustande, entscheidet das Los. 4Der/ die 
leitende Vorsitzende kann im Benehmen mit dem 
weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen. 
(2) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem 
Vermittlungsausschuss einen gemeinsamen 
Vermittlungsvorschlag. 2Der Vermittlungsausschuss 
entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier 
Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 3Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 4Bei der 
Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden 
gemeinsam nur eine Stimme. 5Sollten beide 
Vorsitzende sich nicht auf einen Vermittlungsvorschlag 
einigen können, erklären sie das Verfahren für 
beendet. 
(3) Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf 
Wochen nach Anrufung des Vermittlungsausschusses 
mit einem Vermittlungsvorschlag oder mit der 
Feststellung abgeschlossen werden, keinen 
Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 
(4) 1Der Vermittlungsausschuss kann im 
Einvernehmen mit den beiden Vorsitzenden die 
Verbindung verschiedener Vermittlungsverfahren 
beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in 
sachlichem oder rechtlichem Zusammenhang stehen. 
2Nach der Verbindung ist entsprechend Absatz 1 ein 
leitender Vorsitzender/ eine leitende Vorsitzende zu 
bestimmen, wenn kein solcher/ keine solche nach § 18 
gewählt ist. 
(5) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
(6) 1Scheidet der/ die leitende Vorsitzende während 
des Verfahrens aus dem Amt aus oder ist er/ sie 
dauerhaft krankheitsbedingt oder aus anderen 
Gründen an der Wahrnehmung des Amtes verhindert, 
wird der/ die andere leitender/ leitende Vorsitzender/ 
Vorsitzende. 2Die dauerhafte Verhinderung ist durch 
den/ die Vorsitzenden/ Vorsitzende und den/ die 
stellvertretenden/ stellvertretende Vorsitzenden/ 
Vorsitzende festzustellen. 3Scheidet einer/ eine der 
beiden Vorsitzenden aus dem Amt aus bzw. ist einer/ 
eine der beiden Vorsitzenden dauerhaft verhindert, so 
hat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem 
Zeitpunkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der 
Feststellung der dauerhaften Erkrankung oder 
Verhinderung eine Neuwahl zu erfolgen. 4Solange ruht 
das Verfahren. 5Eine Neuwahl für den Rest der 
Amtsperiode findet auch dann statt, wenn der/ die 
Vorsitzende im Sinne des § 16 Abs. 1 S. 4 aus dem 
Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft verhindert ist.“ 
 
21. § 19 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 
(1) 1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
im Falle des § 18 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit 
mindestens drei Vierteln der Gesamtheit ihrer 

Mitglieder innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu 
oder entscheidet die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission nicht gemäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst 
über die Angelegenheit, hat sich der 
Vermittlungsausschuss erneut mit der Angelegenheit 
zu befassen, wenn mindestens die Hälfte der 
Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission dies beantragt. 2Das 
Verfahren ist nicht öffentlich. 
(2) 1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den 
Vermittlungsvorschlag. 2Eine Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig. 3Die beiden Vorsitzenden haben gemeinsam 
nur eine Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende 
Entscheidung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird 
durch die Geschäftsführung den Diözesanbischöfen 
zur Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die 
Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission setzt die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission unverzüglich über die ersetzende 
Entscheidung, die den Diözesanbischöfen zugeleitet 
wird, in Kenntnis. 
(3) Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll 
spätestens acht Wochen nach erneuter Anrufung des 
Vermittlungsausschusses mit einer ersetzenden 
Entscheidung oder mit der Feststellung abgeschlossen 
werden, dass keine ersetzende Entscheidung 
unterbreitet wird.“ 
 
22. Der bisherige § 9 wird zu § 20 und wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 20 Freistellung 
1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur 
ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im 
notwendigen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit 
freizustellen, insbesondere für die Teilnahme an den 
Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses und der 
sonstigen Ausschüsse sowie für deren Vorbereitung. 
2Zu den Aufgaben gehört auch die Pflege einer 
angemessenen Rückbindung zu denen, die sie 
repräsentieren. 3Die Freistellung beinhaltet den 
Anspruch auf Reduzierung der übertragenen 
Aufgaben.“ 
 
23. Der bisherige § 10 wird zu § 21 wird wie folgt neu 
gefasst:  
„§ 21 Beratung 
1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen 
Umfang durch den Verband der Diözesen 
Deutschlands entweder eine sachkundige Person oder 
die für eine Beratung durch Honorarkräfte 
erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt. 2Der 
Berater/ die Beraterin ist nicht Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, kann jedoch an den 
Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die 
Teilnahme ist auf einen Berater/ eine Beraterin pro 
Seite beschränkt.“ 
 
24. § 22 wird wie folgt neu gefasst:  
„§ 22 Kosten 
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(1) 1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses, der 
anderen Ausschüsse sowie für die laufende 
Geschäftsführung und die Beratung der Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer sowie der 
Dienstgeber im Sinne des § 21 trägt der Verband der 
Diözesen Deutschlands im erforderlichen Umfang die 
notwendigen Kosten für Raum, Geschäftsbedarf und 
Personalkräfte. 2Zu den notwendigen Kosten gehören 
auch die Kosten für Unterbringung und Verpflegung. 
3Der Verband der Diözesen Deutschlands trägt auch 
die durch die Freistellung gemäß § 20 dem jeweiligen 
kirchlichen Dienstgeber entstehenden Personalkosten. 
(2) 1Im Übrigen tragen für Mitglieder, die dem verfasst-
kirchlichen Bereich angehören, die jeweilige (Erz-
)Diözese, für Mitglieder aus dem Bereich der Caritas 
der Deutsche Caritasverband die Fahrtkosten sowie 
ggf. Tagegelder. 2Für die entsandten Vertreter/ 
Vertreterinnen der Gewerkschaft trägt die jeweilige 
Gewerkschaft die Fahrtkosten sowie ggf. Tagegelder. 
(3) 1Dem/ der Vorsitzenden und dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden des 
Vermittlungsausschusses kann eine 
Aufwandsentschädigung oder eine Vergütung gewährt 
werden. 2Die Kosten hierfür trägt der Verband der 
Diözesen Deutschlands. 3Er trägt für diese Personen 
auch die während ihrer Amtsausübung anfallenden 
notwendigen Reisekosten. 4Das Nähere kann in einer 
Entschädigungsordnung geregelt werden.“ 
 
25. Die bisherigen §§ 20, 21 entfallen. 
 
Artikel 5 
Inkrafttreten 
 
Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 
2023 in Kraft. 
 
Magdeburg, 31.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
 
 
 
Anlage 2 Reinfassung ZAK-Ordnung 
 
„Ordnung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission (ZAK-Ordnung)“ 
 
Ursprünglich „Zentral-KODA-Ordnung“ vom 18. 
November 2013, geändert durch Beschluss der 
Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 22. November 2022  
 
Präambel 
1Die katholische Kirche hat das verfassungsrechtlich 
abgesicherte Recht, die Arbeitsverhältnisse im 
kirchlichen Dienst als ihre Angelegenheit selbstständig 
zu ordnen. 2Um dem kirchlichen Sendungsauftrag und 
der daraus folgenden Besonderheit der 
Dienstgemeinschaft gerecht zu werden und um die 
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gemäß Artikel 9 Grundordnung des kirchlichen 

Dienstes (Grundordnung) an der Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, wird zur 
Förderung und Aufrechterhaltung der Einheit des 
kirchlichen Arbeitsvertragsrechts und zur Sicherung 
der Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes auf der 
Ebene der Deutschen Bischofskonferenz folgende 
Ordnung erlassen: 
 
§ 1 Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission und 
Arbeitsrechtsausschuss 
(1) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission (ZAK) 
wirkt mit bei der Sicherung der Einheit und 
Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes in allen  
(Erz-)Diözesen und für alle der Kirche zugeordneten 
Einrichtungen im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz. 
(2) Sie wird gebildet aus Vertretern/ Vertreterinnen der 
Arbeitsrechtlichen Kommissionen der (Erz-)Diözesen 
und der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes. 
(3) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nimmt 
ihre Aufgaben als ständige Kommission wahr. 2Sie 
bedient sich zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben des 
Arbeitsrechtsausschusses (ARA). 
(4) Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und die Mitglieder des 
Arbeitsrechtsausschusses sind an geltende 
Kirchengesetze, insbesondere an die Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes (Grundordnung) gebunden. 
 
§ 2 Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 
(1) Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist die Beschlussfassung von 
Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen mit kirchlichen Rechtsträgern 
im Geltungsbereich der Grundordnung in folgenden 
Angelegenheiten: 
1. Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen 
Gesetzen, 
2. Fassung von Einbeziehungsabreden für 
Arbeitsverträge hinsichtlich der 
Loyalitätsobliegenheiten und Nebenpflichten gemäß 
der Grundordnung, 
3. kirchenspezifische Regelungen 
a) für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit 
nicht bereits von Nr. 1 erfasst, 
b) für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere 
für den liturgischen Dienst, 
c) für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen 
Dienstgebern, 
d) für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem 
Dienstgeber zu einem anderen Dienstgeber. 
(2) 1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission von ihrer Regelungsbefugnis durch 
Beschlussfassung keinen Gebrauch gemacht hat oder 
macht, haben die anderen aufgrund Artikel 9 
Grundordnung errichteten Kommissionen die Befugnis 
zur Beschlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren 
Regelungen bleiben unangewendet, solange und 
soweit der Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission Gültigkeit besitzt. 
(3) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann 
den anderen nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten 
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Kommissionen nach Maßgabe des § 3 Ziff. 8 
Empfehlungen für die Beschlussfassung über 
Rechtsnormen geben. 
 
§ 3 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses 
Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des 
Arbeitsrechts folgende Aufgaben: 
1. Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen 
Fragen und Auswirkungen des Arbeitsrechts,  
2. Koordinierung der Positionen, 
3. Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen 
(Monitoring), 
4. Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission, 
5. Information und Beratung des Katholischen Büros in 
Berlin, 
6. Mitwirkung gemäß der Ordnung über das 
Zustandekommen von arbeitsrechtlichen Regelungen 
auf der Ebene der DBK auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts,  
7. Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, 
8. Entscheidung über die Zuweisung von 
Empfehlungsmaterien an die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission. 
 
§ 4 Zusammensetzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission  
(1) 1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
gehören jeweils 21 Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeber und der Dienstnehmer an. 2Zusätzlich zu 
den von den Arbeitsrechtlichen Kommissionen nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 3 entsandten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer wird eine bestimmte 
Anzahl von Mitgliedern durch tariffähige 
Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) entsandt. 
3Das Nähere regelt § 5. 
(2) 1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission insgesamt 14 Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und 14 Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer nach folgendem 
Schlüssel an:  
- Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, 
Eichstätt, München und Freising, Passau, 
Regensburg, Würzburg 3 Mitglieder 
- Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster, Paderborn 3 Mitglieder 
- Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer, Trier 2 Mitglieder 
- Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, 
Hildesheim, Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-
Meißen, Görlitz, Magdeburg, Offizialatsbezirk 
Oldenburg 4 Mitglieder 
- Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und 
Rottenburg-Stuttgart 2 Mitglieder. 
2Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber werden 
von den Dienstgeber-vertretern/vertreterinnen der in 
den Regionen bestehenden Kommissionen nach § 1 
Abs. 2 aus ihrer Mitte gewählt, soweit in der jeweiligen 
Region nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale Kommission 
besteht. 3In Regionen, in denen eine solche nicht 
besteht, bestellen die Generalvikare aller  
(Erz-)Diözesen der Region in gegenseitigem 
Einvernehmen die Vertreter/ Vertreterinnen der Region 

aus dem Kreis der Dienstgebervertreter/vertreterinnen 
der in der Region bestehenden Kommissionen nach § 
1 Abs. 2. 4Die Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstnehmer werden von Vertretern/ Vertreterinnen 
der Dienstnehmer in den in der Region bestehenden 
Kommissionen nach Artikel 9 Grundordnung aus ihrer 
Mitte gewählt. 5Das Nähere wird in einer von den 
Bischöfen der jeweiligen Region zu erlassenden 
Wahlordnung geregelt. 
(3) Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes wählen aus ihrer Mitte jeweils sieben 
Vertreter/ Vertreterinnen. 
(4) 1Wird neben den gewählten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmerseite auch eine 
bestimmte Anzahl von Gewerkschaftsvertretern/ 
Gewerkschaftsvertreterinnen nach § 5 entsandt, ist die 
Dienstgeberseite durch eine identische Zahl von 
Vertretern/ Vertreterinnen zu erhöhen. 2Die 
entsprechenden Vertreter/ Vertreterinnen werden von 
der Dienstgeberseite des Arbeitsrechtsausschusses 
benannt. 3Als Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer 
aufgrund der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 
Mitglied der Mitarbeitervertretung sein kann. 4Mit 
Ausscheiden eines Gewerkschaftsvertreters/ einer 
Gewerkschaftsvertreterin scheidet auch eine/r dieser 
nach Satz 1 gewählten zusätzlichen Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeberseite aus. 5Welche 
Person nach Satz 1 hiervon betroffen ist, entscheidet 
das Los. 
(5) Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit 
Ablauf der Amtsperiode der entsprechenden Bistums-/ 
Regional-KODA bzw. der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des deutschen Caritasverbandes, mit 
Beendigung der Mitgliedschaft in dieser Kommission 
oder bei vorzeitigem Ausscheiden aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission.  
(6) Die Mitgliedschaft in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet auch mit 
rechtskräftiger Entscheidung des Kirchlichen 
Arbeitsgerichts Köln, das die grobe Vernachlässigung 
oder Verletzung der Befugnisse und Pflichten als 
Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
festgestellt hat. 
(7) Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 
endet, erfolgen Bestellung und Wahl nach Maßgabe 
der Bestimmungen in den Absätzen 2 und 3. 
(8) 1Scheidet ein Dienstgebervertreter/ eine 
Dienstgebervertreterin oder ein Dienstnehmervertreter/ 
eine Dienstnehmervertreterin aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission aus, wird das 
Stimmrecht des ausscheidenden Mitglieds bis zur 
Bestellung bzw. Wahl eines Nachfolgers/ einer 
Nachfolgerin durch das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt 
(gesetzliche Stimmrechtsübertragung). 2Scheiden 
mehrere Vertreter/ Vertreterinnen der jeweiligen Seite 
aus, so werden zunächst bis zu zwei Stimmen 
gesetzlich durch das nach Lebensjahren älteste 
Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt. 3Weitere 
gesetzliche Stimmrechtsübertragungen werden durch 
die nächstältesten Mitglieder der jeweiligen Seite 
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ausgeübt. 4Dabei dürfen maximal zwei weitere 
Stimmen gesetzlich auf ein Mitglied übertragen 
werden. 5Die beiden Seiten legen zu Beginn der 
Sitzung dem/ der Vorsitzenden eine Liste der Personen 
vor, die die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 ausüben. 
6§10 Abs. 3 S. 2 und 3 finden in den Fällen des Absatz 
8 Satz 1 bis 6 keine Anwendung. 7Die Möglichkeit der 
gesetzlichen Stimmrechtsübertragung endet 
spätestens neun Monate nach dem Ausscheiden des 
Mitglieds aus der Kommission. 8Die Frist beginnt mit 
dem auf das Ausscheiden eines Mitglieds folgenden 
Tag. 9Die Möglichkeit der Ausübung eines nach § 10 
Abs. 3 übertragenen Stimmrechts bleibt unberührt. 
 
§ 5 Entsandte Vertreter/ Vertreterinnen der 
Gewerkschaften 
(1) 1Die in den Kommissionen nach § 4 Abs. 2 bzw. § 
4 Abs. 3 vertretenen Gewerkschaften können 
insgesamt bis zu drei Vertreter/ Vertreterinnen in die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission entsenden. 
2Stichtag für die Benennung ist der 1. Juli alle vier 
Jahre. 3Der erste Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die 
Gewerkschaften teilen der Geschäftsführung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission mit, ob, wie 
viele und welche Vertreter/ Vertreterinnen sie zu 
entsenden beabsichtigen. 5Die Kontaktdaten der 
Vertreter/ Vertreterinnen sind mitzuteilen. 
(2) Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/ 
Vertreterinnen für die Kommission, kann sie alle Sitze 
nach Absatz 1 beanspruchen. 
(3) 1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/ 
Vertreterinnen für die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission, einigen sich die mitwirkungsberechtigten 
und mitwirkungswilligen Gewerkschaften auf die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der von der 
Gewerkschaft zu entsendenden Vertreter/ 
Vertreterinnen. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, 
entscheidet der Sprecher/ die Sprecherin der 
Dienstnehmerseite nach § 7 Abs. 1 über die Verteilung 
der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des Sprechers/ 
der Sprecherin der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht 
Köln innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die 
Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaften 
über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die 
einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden sind. 
5Das Kirchliche Arbeitsgericht entscheidet 
insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die ihm 
gegenüber glaubhaft zu machen sind. 6Die 
Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann 
insbesondere durch eine eidesstattliche Versicherung 
erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der 
Gewerkschaft vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige 
Benennung aller Vertreter/ Vertreterinnen ist der 
Geschäftsführung unverzüglich gemeinsam von allen 
vertretenen Gewerkschaften mitzuteilen. 
(4) Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür 
bieten, dass sie das verfassungsmäßige 
Selbstbestimmungsrecht der Kirche gem. Art. 140 
Grundgesetz in Verbindung mit Art. 137 Abs. 3 der 
Weimarer Reichsverfassung zur Gestaltung der 

sozialen Ordnung ihres Dienstes achten und die 
Eigenart des kirchlichen Dienstes respektieren. 
(5) Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission aus oder wird es 
abberufen, entsendet die Gewerkschaft, die durch das 
Mitglied vertreten wurde, unverzüglich ein neues 
Mitglied. 
(6) 1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf, einigen 
sich die verbleibenden mitwirkungsberechtigten und 
mitwirkungswilligen Gewerkschaften darüber, wer für 
den Rest der Amtszeit die Stelle des ausscheidenden 
Mitglieds übernehmen soll. 2Kommt keine Einigung 
zustande, entscheidet der/ die Sprecher/ Sprecherin 
der Dienstnehmerseite, welcher verbleibenden 
Gewerkschaft, die einen Vertreter/ eine Vertreterin 
entsenden will, das Nachbesetzungsrecht zusteht. 
3Gegen die Entscheidung des/ der Vorsitzenden der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist Klage 
beim Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu 
laufen, wenn die Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, 
das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, 
den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt 
worden ist. 
(7) Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der 
Prozess nach Absatz 1 zum nächsten Stichtag erneut. 
(8) Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission von 
keiner Gewerkschaft beansprucht wird. 
 
§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses 
(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 
stimmberechtigten Mitgliedern: Je sechs Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
jeweils aus dem Bereich der verfassten Kirche und 
dem Bereich der Caritas, darunter dem/ der 
Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 2Die Vertreter/ Vertreterinnen werden von 
den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt. 3Es 
können nur Vertreter/ Vertreterinnen gewählt werden, 
die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind. 
(2) 1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechts-
ausschuss als nicht stimmberechtigte Mitglieder an: Je 
ein Vertreter/ eine Vertreterin des 
- Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD),  
- des Deutschen Caritasverbandes (DCV),  
- der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und 
- des Katholischen Büros in Berlin. 
2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 
stimmberechtigte Mitglieder drei Vertreter/ 
Vertreterinnen der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeiter-vertretungen (BAG-MAV) an. 3Die in Satz 1 
und 2 genannten Vertreter/ Vertreterinnen haben das 
Recht, Tagesordnungspunkte anzumelden. 
(3) Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des 
Arbeitsrechtsausschusses aus, findet bis zur Neuwahl 
§ 4 Abs. 8 entsprechende Anwendung. 
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§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) 
Vorsitzende(r) 
(1) 1Der/ die Vorsitzende und der/ die stellvertretende 
Vorsitzende werden von der Gesamtheit der 
Kommissionsmitglieder in zweijährigem Wechsel 
gemeinsam geheim gewählt; dabei wird der/ die 
Vorsitzende einmal aus den Reihe der 
Dienstgebervertreter und das andere Mal aus der 
Reihe der Dienstnehmervertreter, der/ die 
stellvertretende Vorsitzende aus der jeweils anderen 
Seite gewählt. 2§ 10 Abs. 3 findet Anwendung. 
3Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission auf sich vereinigt. 4Kommt in zwei 
Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, 
so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die 
meisten Stimmen auf sich vereinigt. 5Bis zur Wahl des/ 
der Vorsitzenden und des/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied die Sitzung. 
(2) Scheidet der/ die Vorsitzende oder der/ die 
stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für 
den Rest des Zwei-Jahres-Zeitraumes eine Nachwahl 
statt. 
(3) 1Der/ die Vorsitzende der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission ist zugleich Vorsitzender/ 
Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses. 2Der/ die 
stellvertretende Vorsitzende der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission ist zugleich stellvertretender 
Vorsitzender/ stellvertretende Vorsitzende des 
Arbeitsrechtsausschusses. 
 
§ 8 Geschäftsführung 
(1) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine 
Geschäftsführung. 
(2) 1Die Geschäftsführung der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission wird vom Verband der 
Diözesen Deutschlands bestellt. 2Im Verhinderungsfall 
der Geschäftsführung wird die Stellvertretung durch die 
Geschäftsstelle des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands bestimmt. 
(3) 1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden 
Geschäfte der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und des Arbeitsrechtsausschusses wahr. 
2In Zweifelsfällen ist ein Einvernehmen mit dem/ der 
jeweiligen Vorsitzenden und dem/ der jeweiligen 
stellvertretenden Vorsitzenden herzustellen. 3Kann ein 
Einvernehmen nicht hergestellt werden, entscheidet 
der/ die jeweilige Vorsitzende im Benehmen mit der 
Geschäftsführung. 4Das Nähere kann in 
Geschäftsordnungen geregelt werden. 
 
§ 9 Rechtsstellung der Mitglieder  
(1) 1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
2Sie sind in ihrem Amt unabhängig und an keine 
Weisungen gebunden. 
(2) 1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst beschäftigt sind, 
steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der 
Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten 
Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres 
Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit 
weder benachteiligt noch begünstigt werden. 3Aus ihrer 

Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen Nachteile 
erwachsen. 
 
§ 10 Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 
(1) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung 
spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet 
im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ 
der stellvertretenden Vorsitzenden über die 
Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet über 
die Tagesordnung. 4Hat die Amtszeit des / der 
Vorsitzenden geendet, ohne dass bereits zu einer 
weiteren Sitzung eingeladen wurde, lädt die 
Geschäftsführung baldmöglichst zu einer Sitzung mit 
einer Tagesordnung ein, die zunächst nur die Wahlen 
vorsieht.  
(2) Die Geschäftsführung lädt ein 
a) zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre 
Sitzung). Die Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden 
Kalenderjahres stattfinden. 
b) aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche 
Sitzung): 
- wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
stimmberechtigten Mitglieder eine klärungsbedürftige 
Thematik in Form eines Antrags der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission vorlegt, 
- wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebildete 
Kommission mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder eine 
klärungsbedürftige Thematik in Form eines Antrags der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission vorlegt,  
- wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung 
durchzuführen sind, 
- 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission einen Antrag auf Beschlussfassung 
gemäß § 2 Abs. 1 stellt. 2Liegt ein Antrag vor, hat der 
Arbeitsrechtsausschuss zunächst sechs Monate ab 
Antragseingang bei der Geschäftsführung Zeit, sich mit 
dem Antrag zu befassen. 3Der Arbeitsrechtsausschuss 
kann eine Stellungnahme zu dem Antrag abgeben. 
4Nach Ablauf der Sechsmonatsfrist soll innerhalb von 
zwei Monaten eine Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfinden, wenn nicht 
der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
Mitglieder eine Weiterleitung des Antrags an die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ablehnt. 5Findet 
die nächste reguläre Sitzung innerhalb der nächsten 
zwei Monate nach Ablauf der Sechsmonatsfrist statt, 
ist von einer gesonderten Sitzung abzusehen. 
- wenn ein Diözesanbischof oder mehrere 
Diözesanbischöfe gegen einen Beschluss der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission gemäß § 2 
Abs. 1 Einspruch einlegt/ einlegen. 
(3) 1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung 
teilzunehmen, so ist die Übertragung des 
Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied derselben Seite 
zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als 
ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die 
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Übertragung des Stimmrechtes ist der 
Geschäftsführung in Textform nachzuweisen. 
(4) 1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder 
Seite mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend 
ist. 2Unter den Anwesenden muss sich der/ die 
Vorsitzende und/ oder der/ die stellvertretende 
Vorsitzende befinden. 3Die Sitzungen sind nicht 
öffentlich. 4Unbeschadet von Satz 3 ist die Information 
der nicht in der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission vertretenen Kommissionen und die 
Beratung mit diesen möglich. 5Im Einvernehmen 
zwischen dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden und 
dem/ der Vorsitzenden können Sachverständige 
teilnehmen. 6Diese haben kein Stimmrecht. 
(5) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 
(6) Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission; die Anträge müssen 
dem/ der Vorsitzenden über die Geschäftsführung in 
Textform mit Begründung vorgelegt werden. 
(7) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 2Auf Antrag 
eines Mitglieds findet eine Beschlussfassung in 
geheimer Abstimmung statt. 
(8) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission durch schriftliche Stimmabgabe 
herbeigeführt werden. 2Der/ die Vorsitzende 
entscheidet im Einvernehmen mit dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung 
dieses Verfahrens. 3Das Ergebnis der schriftlichen 
Stimmabgabe wird von der Geschäftsführung 
festgestellt und den Kommissionsmitgliedern schriftlich 
mitgeteilt. 
(9) 1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ständige oder 
zeitlich befristete Ausschüsse einsetzen. 2Diese 
bereiten die Beschlüsse der Kommission vor. 
(10) 1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 
2Die Protokollführung soll grundsätzlich durch die 
Geschäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll wird nach 
Abstimmung mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden von der Protokoll-
führung unterzeichnet und unverzüglich den 
Mitgliedern der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission zugeleitet. 
 
§ 11 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses 
(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf 
zusammen. 2Er tagt in der Regel drei Mal im 
Kalenderjahr. 3Der Bedarf wird von dem/ der 
Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden festgestellt. 4Der 
Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in dem Quartal 
tagen, in dem die reguläre Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfindet. 
(2) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung 
spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet 
im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ 

der stellvertretenden Vorsitzenden über die 
Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet über 
die Tagesordnung. 
(3) 1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3 - 7 und 9 - 10 
sinngemäß, mit der Maßgabe, dass Sitzungen des 
Arbeitsrechtsausschusses auch stattfinden und 
Beschlüsse gemäß § 3 gefasst werden können, wenn 
mindestens sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und 
sechs Mitglieder der Dienstgebervertreter anwesend 
sind, darunter der/ die Vorsitzende und/ oder der/ die 
stellvertretende Vorsitzende. 2Die nicht 
stimmberechtigten Mitglieder nach § 6 Abs. 2 sind bei 
der Bestimmung der Anwesenheit und der 
Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichtigen. 
(4) Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetz-
gebungsvorhaben, die das Arbeitsrecht betreffen, soll 
das Katholische Büro den Arbeitsrechtsausschuss 
angemessen beteiligen. 
 
§ 12 Online- und Hybridversammlungen 
(1) 1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechts-ausschusses und 
sonstiger Ausschüsse finden im Regelfall als 
Präsenzsitzungen statt. 2Sie können auch als Online-
Versammlungen erfolgen. 
(2) Der/ die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit 
der/ dem stellvertretenden Vorsitzenden und der 
Geschäftsführung bestimmen, dass Sitzungen als 
Online-Versammlungen in einem nur für die 
teilnahmeberechtigten Personen zugänglichen Chat-
Raum durchgeführt werden.  
(3) 1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, 
erhalten die teilnahmeberechtigten Personen zu 
diesem Zwecke rechtzeitig vor der Sitzung neben der 
Tagesordnung auch die Zugangsdaten. 2Sie 
verpflichten sich, die Legitimationsdaten keinem 
Dritten zugänglich zu machen. 3Mit Einwahl zur Online-
Versammlung gilt die teilnahme-berechtigte Person als 
anwesend im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 und 2. 
(4) 1Hybrid-Versammlungen sind nur in 
Ausnahmefällen zulässig. 2Es gelten die Absätze 2 und 
3 entsprechend. 
(5) 1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung 
sind Abstimmungen und Wahlen grundsätzlich 
möglich, soweit entsprechende technische 
Möglichkeiten existieren. 2Die Abstimmungen und 
Wahlen erfolgen unter Wahrung der Vorgaben dieser 
Ordnung und der datenschutzrechtlichen Vorgaben 
(z.B. KDG) durch Nutzung geeigneter technischer 
Mittel, wie beispielsweise Abstimmungssoftware. 
(6) Im Übrigen sind die Vorschriften zu 
Präsenzversammlungen entsprechend zu 
berücksichtigen. 
 
§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission 
(1) 1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der den Erlass von Rechtsnormen 
gemäß § 2 Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird nach 
Unterzeichnung durch den Vorsitzenden/ die 
Vorsitzende durch die Geschäftsführung den 
zuständigen Diözesanbischöfen zur Kenntnisnahme 
übermittelt. 2Auf die Einspruchsfrist nach Absatz 2 wird 
hingewiesen. 
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(2) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er 
offensichtlich gegen kirchenrechtliche Normen oder 
gegen Vorgaben der katholischen Glaubens- und 
Sittenlehre verstößt, so legt er innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang des Beschlusses beim 
Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen 
Einspruch bei der Geschäftsführung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission ein; dabei können 
Gegenvorschläge unterbreitet werden. 
(3) 1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein 
Einspruch erhoben worden ist, teilt die 
Geschäftsführung den Diözesanbischöfen mit, dass 
der Beschluss in den (Erz-) Diözesen in Kraft zu setzen 
und innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab Zugang 
der Information in den Amtsblättern zu veröffentlichen 
ist. 2Hierüber informiert die Geschäftsführung zeitgleich 
den Deutschen Caritasverband. 
(4) 1Im Falle eines Einspruchs informiert die 
Geschäftsführung die Diözesanbischöfe über den 
Einspruch. 2Die Angelegenheit wird von der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission innerhalb einer Frist 
von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Information 
über den Einspruch an die Diözesanbischöfe erneut 
beraten. 3Fasst sie einen neuen Beschluss oder 
bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet die 
Geschäftsführung diesen allen Diözesanbischöfen zur 
Inkraftsetzung und dem Deutschen Caritasverband zur 
Kenntnis zu. 4Der Diözesanbischof setzt den 
Beschluss in Kraft und veröffentlicht ihn innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information im 
Amtsblatt. 
(5) Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht 
zustande, so ist das Verfahren beendet. 
(6) 1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 
bzw. des Abs. 4 Satz 4 findet der Beschluss auch im 
Geltungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes Anwendung. 2Der 
Beschluss soll zusätzlich in der Verbands-zeitschrift 
„neue caritas“ veröffentlicht werden. 
(7) Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum 
Gegenstand hat, wird allen aufgrund Artikel 9 
Grundordnung errichteten Kommissionen zur Beratung 
zugeleitet. 
(8) 1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche 
Regelung in einer diözesanen Ordnung kann 
vorsehen, dass die Beschlüsse der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission zusätzlich von einer 
diözesanen oder regionalen Kommission unter 
Wahrung der Frist nach Abs. 2 wortlautidentisch zu 
beschließen sind. 2Die Regelungen der Absätze 1 bis 
7 bleiben hiervon unberührt. 
 
§ 14 Vermittlungsausschuss 
(1) Für den Zuständigkeitsbereich der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission wird ein 
Vermittlungsausschuss gebildet. 
(2) 1Der Vermittlungsausschuss setzt sich unter 
Wahrung der Parität aus acht Personen zusammen – 
aus je einem/ einer Vorsitzenden der beiden Seiten 
sowie sechs Beisitzern/ Beisitzerinnen. 2Von den 
Beisitzern/ Beisitzerinnen gehören auf jeder Seite zwei 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission an; die 

beiden weiteren Beisitzer/ Beisitzerinnen dürfen nicht 
Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
sein. 
 
§ 15 Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im 
Vermittlungsausschuss 
(1) 1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses dürfen bei keinem 
kirchlichen Rechtsträger beschäftigt sein und keinem 
vertretungsberechtigten Leitungsorgan eines 
kirchlichen Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der 
katholischen Kirche angehören und über fundierte 
Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 
3Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen 
Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte behindert sein 
und müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie 
jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl eintreten. 4Für 
sie gelten die Vorgaben der Grundordnung 
entsprechend. 
(2) Für Beisitzer/ Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2 
2. Halbsatz und Satz 4 entsprechend. 
 
§ 16 Wahl und Amtsperiode des 
Vermittlungsausschusses 
(1) 1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für 
den Vorsitz vor. 2Die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission wählt nach einer Aussprache mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl 
ihrer Mitglieder die beiden Vorsitzenden gemeinsam in 
geheimer Wahl. 3Kommt in den ersten beiden 
Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im 
dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stimmen. 
4Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
getrennt je einen Vorsitzenden/ eine Vorsitzende mit 
mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 5Wählt eine 
Seite keinen Vorsitzenden/ keine Vorsitzende, ist nur 
der/ die andere Vorsitzender/ Vorsitzende des 
Vermittlungsausschusses. 
(2) Jeder Beisitzer/ jede Beisitzerin hat für den Fall der 
Verhinderung einen Stellvertreter/ eine Stellvertreterin. 
(3) Jeweils drei Beisitzer/ Beisitzerinnen und ihre 
Stellvertreter/ Stellvertreterinnen werden von den 
Dienstgebervertretern/ Dienstgebervertreterinnen bzw. 
von den Dienstnehmervertretern/ Dienstnehmer-
vertreterinnen in der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission benannt.  
(4) Die Abwahl eines/ einer Vorsitzenden kann nach 
einer Aussprache geheim mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission erfolgen. 
(5) 1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 
2Bis zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses 
nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die 
Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf 
Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 
3Wiederwahl ist zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds des 
Vermittlungsausschusses, welches gleichzeitig 
Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist, erlischt mit seinem Ausscheiden aus dieser. 5Bei 
vorzeitigem Ausscheiden findet für den Rest der 
Amtsperiode eine Nachwahl statt. 6Dazu gilt das 
Verfahren nach Absatz 1 bzw. Absatz 3. 
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§ 17 Anrufung des Vermittlungsausschusses 
Falls im Aufgabenbereich des § 2 Abs. 1 ein Antrag in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission nicht die 
für einen Beschluss erforderliche Mehrheit von drei 
Vierteln der Gesamtzahl der Mitglieder erhalten hat, 
jedoch mindestens die Hälfte der Mitglieder dem 
Beschluss zugestimmt hat, legt der/ die Vorsitzende 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission diesen 
Antrag dem Vermittlungsausschuss vor, wenn auf 
Antrag wiederum mindestens die Hälfte der Mitglieder 
für die Anrufung des Vermittlungsausschusses stimmt. 
§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 
(1) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des 
Vermittlungsausschusses erfolgen auf Veranlassung 
der beiden Vorsitzenden des 
Vermittlungsausschusses. 2Für jedes 
Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des 
Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern 
festgelegt, welcher/ welche der beiden Vorsitzenden 
die Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und 
welcher/ welche unterstützend teilnimmt. 3Kommt 
keine solche einvernehmliche Festlegung zustande, 
entscheidet das Los. 4Der/ die leitende Vorsitzende 
kann im Benehmen mit dem weiteren Vorsitzenden 
Sachverständige hinzuziehen. 
(2) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem 
Vermittlungsausschuss einen gemeinsamen 
Vermittlungsvorschlag. 2Der Vermittlungsausschuss 
entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier 
Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 3Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 4Bei der 
Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden 
gemeinsam nur eine Stimme. 5Sollten beide 
Vorsitzende sich nicht auf einen Vermittlungsvorschlag 
einigen können, erklären sie das Verfahren für 
beendet. 
(3) Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf 
Wochen nach Anrufung des Vermittlungsausschusses 
mit einem Vermittlungsvorschlag oder mit der 
Feststellung abgeschlossen werden, keinen 
Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 
(4) 1Der Vermittlungsausschuss kann im 
Einvernehmen mit den beiden Vorsitzenden die 
Verbindung verschiedener Vermittlungsverfahren 
beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in 
sachlichem oder rechtlichem Zusammenhang stehen. 
2Nach der Verbindung ist entsprechend Absatz 1 ein 
leitender Vorsitzender/ eine leitende Vorsitzende zu 
bestimmen, wenn kein solcher/ keine solche nach § 18 
gewählt ist. 
(5) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
(6) 1Scheidet der/ die leitende Vorsitzende während 
des Verfahrens aus dem Amt aus oder ist er/ sie 
dauerhaft krankheitsbedingt oder aus anderen 
Gründen an der Wahrnehmung des Amtes verhindert, 
wird der/ die andere leitender/ leitende Vorsitzender/ 
Vorsitzende. 2Die dauerhafte Verhinderung ist durch 
den/ die Vorsitzenden/ Vorsitzende und den/ die 
stellvertretenden/ stellvertretende Vorsitzenden/ 
Vorsitzende festzustellen. 3Scheidet einer/ eine der 
beiden Vorsitzenden aus dem Amt aus bzw. ist einer/ 
eine der beiden Vorsitzenden dauerhaft verhindert, so 
hat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem 
Zeitpunkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der 

Feststellung der dauerhaften Erkrankung oder 
Verhinderung eine Neuwahl zu erfolgen. 4Solange ruht 
das Verfahren. 5Eine Neuwahl für den Rest der 
Amtsperiode findet auch dann statt, wenn der/ die 
Vorsitzende im Sinne des § 16 Abs. 1 S. 4 aus dem 
Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft verhindert ist. 
 
§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 
(1) 1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
im Falle des § 18 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit 
mindestens drei Vierteln der Gesamtheit ihrer 
Mitglieder innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu 
oder entscheidet die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission nicht gemäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst 
über die Angelegenheit, hat sich der Vermittlungs-
ausschuss erneut mit der Angelegenheit zu befassen, 
wenn mindestens die Hälfte der Gesamtzahl der 
Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission dies beantragt. 2Das Verfahren ist nicht 
öffentlich. 
(2) 1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den 
Vermittlungsvorschlag. 2Eine Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig. 3Die beiden Vorsitzenden haben gemeinsam 
nur eine Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende 
Entscheidung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird 
durch die Geschäftsführung den Diözesanbischöfen 
zur Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die 
Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission setzt die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission unverzüglich über die ersetzende 
Entscheidung, die den Diözesanbischöfen zugeleitet 
wird, in Kenntnis. 
(3) Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll 
spätestens acht Wochen nach erneuter Anrufung des 
Vermittlungsausschusses mit einer ersetzenden 
Entscheidung oder mit der Feststellung abgeschlossen 
werden, dass keine ersetzende Entscheidung 
unterbreitet wird. 
 
§ 20 Freistellung 
1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur 
ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im 
notwendigen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit 
freizustellen, insbesondere für die Teilnahme an den 
Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses und der 
sonstigen Ausschüsse sowie für deren Vorbereitung. 
2Zu den Aufgaben gehört auch die Pflege einer 
angemessenen Rückbindung zu denen, die sie 
repräsentieren. 3Die Freistellung beinhaltet den 
Anspruch auf Reduzierung der übertragenen 
Aufgaben. 
 
§ 21 Beratung 
1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen 
Umfang durch den Verband der Diözesen 
Deutschlands entweder eine sachkundige Person oder 
die für eine Beratung durch Honorarkräfte 
erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt. 2Der 
Berater/ die Beraterin ist nicht Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, kann jedoch an den 
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Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die 
Teilnahme ist auf einen Berater/ eine Beraterin pro 
Seite beschränkt. 
 
§ 22 Kosten 
(1) 1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses, der 
anderen Ausschüsse sowie für die laufende 
Geschäftsführung und die Beratung der Vertreter/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer sowie der 
Dienstgeber im Sinne des § 21 trägt der Verband der 
Diözesen Deutschlands im erforderlichen Umfang die 
notwendigen Kosten für Raum, Geschäftsbedarf und 
Personalkräfte. 2Zu den notwendigen Kosten gehören 
auch die Kosten für Unterbringung und Verpflegung. 
3Der Verband der Diözesen Deutschlands trägt auch 
die durch die Freistellung gemäß § 20 dem jeweiligen 
kirchlichen Dienstgeber entstehenden Personalkosten. 
(2) 1Im Übrigen tragen für Mitglieder, die dem verfasst-
kirchlichen Bereich angehören, die jeweilige  
(Erz-)Diözese, für Mitglieder aus dem Bereich der 
Caritas der Deutsche Caritasverband die Fahrtkosten 
sowie ggf. Tagegelder. 2Für die entsandten Vertreter/ 
Vertreterinnen der Gewerkschaft trägt die jeweilige 
Gewerkschaft die Fahrtkosten sowie ggf. Tagegelder. 
(3) 1Dem/ der Vorsitzenden und dem/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses kann eine Aufwandsentschädigung oder 
eine Vergütung gewährt werden. 2Die Kosten hierfür 
trägt der Verband der Diözesen Deutschlands. 3Er trägt 
für diese Personen auch die während ihrer 
Amtsausübung anfallenden notwendigen Reisekosten. 
4Das Nähere kann in einer Entschädigungsordnung 
geregelt werden. 
                 Anlage 
 

Nr. 23 Kirchensteuerbeschluss für das 
Bistum Magdeburg (Bundesland 
Sachsen-Anhalt) [ab 1.1.2022] 

 
1. Der Vomhundertsatz der Diözesankirchensteuer 
wird auf 9,0 v.H. der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 
Kapitalertragsteuer) für das Kalenderjahr (Steuerjahr) 
für das Bistum Magdeburg festgesetzt, höchstens 
jedoch aus 3,5 v.H. des zu versteuernden 
Einkommens.  
Gehört der Ehegatte oder Lebenspartner eines 
Kirchensteuerpflichtigen keiner 
kirchensteuererhebenden Körperschaft an und werden 
die Ehegatten oder Lebenspartner zur 
Einkommensteuer zusammenveranlagt, so beträgt die 
Kirchensteuer des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten 
oder Lebenspartners höchstens 3,5 v.H. seines Anteils 
am gemeinsam zu versteuernden Einkommen. 
Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Lohnsteuer 
oder als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, 
unterliegt diese Kirchensteuer nicht der Kappung. Dies 
gilt auch für die Kirchensteuer, die auf die nach § 32d 
Abs. 3 und 4 i.V.m. Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG) ermittelte Einkommensteuer erhoben wird.  
2. Vor der Berechnung der Kirchensteuer sind die 
Einkommensteuer und die Lohnsteuer als 

Bemessungsgrundlage nach Maßgabe des § 51a 
Einkommensteuergesetz (EStG) zu ermitteln. Dies gilt 
entsprechend bei der Ermittlung der maßgebenden 
Bemessungsgrundlage für die Kappung und für das 
besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 
oder Lebenspartnerschaft sowie zur Aufteilung der 
Bemessungsrundlage in glaubensverschiedenen Ehen 
oder Lebenspartnerschaften. Bei der Ermittlung und 
Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 
Kapitalertragsteuer ist § 51a Abs. 2b bis 2e EStG 
anzuwenden. 
3. Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener 
Ehe oder Lebenspartnerschaft bemisst sich nach 
folgender Tabelle: 
 

 
 
Es ist eine Vergleichsrechnung zwischen der 
Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in 
glaubensverschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft 
durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt 
wird. In den Vergleich ist die Kirchensteuer vom 
Einkommen nicht einzubeziehen, soweit sie auf der 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif § 
32d EStG beruht. Die Kirchensteuer auf die 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif 
des § 32d EStG ist zusätzlich zum besonderen 
Kirchgeld zu erheben. 
 
4. Bemessung der Kirchensteuer bei sonstigen 
Bezügen und bei Pauschalierung der Lohnsteuer 
a. Wird die Lohnsteuer nach festen oder besonderen 
Pauschalsätzen nach den § 40, 40a, 40b EStG 
erhoben, so beträgt die Kirchensteuer 5 v. H. der 
pauschalen Lohnsteuer.  
b. Weist der Arbeitgeber in Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer nach, dass einzelne Arbeitnehmer 
keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft 
angehören, so ist insoweit Kirchensteuer nicht zu 
erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt die 
Kirchensteuer 9 v. H. der pauschalen Lohnsteuer.  
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c. Die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer erfolgt 
- im Land Sachsen-Anhalt zu 77 vom Hundert zu 
Gunsten der evangelischen Kirche und zu 23 vom 
Hundert zu Gunsten der katholischen Kirche 
 
soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch 
Individualisierung der jeweils steuerberechtigten 
Kirche zuordnet. 
Dieser Beschluss tritt zum 01. Januar 2022 in Kraft.  
Er behält seine Gültigkeit, bis ein neuer genehmigter 
Kirchensteuerbeschluss an seine Stelle tritt. 
 
Magdeburg, den 14.06.2022 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 24 Festsetzung des Haushaltsplanes für 
das Bistum Magdeburg für das Jahr 
2023 

 
Nachdem der Kirchensteuer- und Vermögens-
verwaltungsrat des Bistums Magdeburg am 3. 
Dezember 2022 und das Konsultorenkollegium am 16. 
Dezember 2022 den Bistumshaushalt gemäß § 24 der 
HhRelO beraten und festgestellt haben, setze ich 
diesen mit folgenden Eckwerten in Kraft: 
 

 Plan 2023 

 TEUR 

Erträge  33.542,2 

Aufwendungen  30.604,0 

Erträge Beteiligungen, Wertpapiere 726,0 

Zinsaufwendungen 1.292,9 

sonstige Steuern 16,7 

Jahresergebnis 3.661,7 

Investitionen 137,5 

Tilgung von Krediten 1.165,0 

Zuführungen Rücklagen 2.359,2 

Entnahme Rücklagen  0,0 

Haushaltsergebnis 0,0 

 
Magdeburg, den 18.01.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Mitteilungen des Generalvikars 
 
Nr. 25 Zählung der sonntäglichen 

Gottesdienstteilnehmerinnen und 
Gottesdienstteilnehmer am 5. März 
2023 

 
Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofs-
konferenz (vgl. Vollversammlung vom 24.-27.02.1969, 

Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. 
Nr. 5) werden für die Zwecke der kirchlichen Statistik 
der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland die 
Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienst-
teilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt.  
Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag in der 
Fastenzeit (5. März 2023) statt. Zu zählen sind alle 
Personen, die an den sonntäglichen Hl. Messen 
(einschl. Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen 
sind auch die Besucherinnen und Besucher der Wort- 
oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer 
Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottes-
dienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmern 
zählen auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z.B. 
Wallfahrende, Seminarteilnehmende, Touristen und 
Besuchsreisende). 
 
Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2023 unter der Rubrik „Gottesdiensteilnehmer am 
zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) 
einzutragen. 
 

Mitteilungen des Bischöflichen Ordinariates 
 
Prozessbereich 2. Personaleinsatzplanung 
und Personalentwicklung 
 

Nr. 26 Entpflichtungen / Ernennungen / 
Beauftragungen 

 
Herr Pfarrer Christoph Tretschok beendete zum 31. 
Januar 2023 seine zusätzliche Aufgabe als 
Pfarradministrator der Pfarrei St. Peter und Paul, 
Dessau.  
 
Sr. Christina Dirnwöber beendet ihre Tätigkeit im 
Bistum Magdeburg zum 28. Februar 2023 und 
übernimmt innerhalb der Ordensgemeinschaft neue 
Aufgaben. 
 
      

 
Herr Pfarrer Magnus Koschig wurde mit Wirkung vom 
22. Januar 2023 von der Aufgabe als Pfarrer der Pfarrei 
Carl Lampert, Halle entpflichtet. Mit Wirkung zum 22. 
Januar 2023 wurde er zum Geistlichen Moderator in 
der Pfarrei Carl Lampert, Halle ernannt. 
 
Mit Wirkung zum 22. Januar 2023 wurden Frau Dr. 
Manuela Bader, Frau Monika Klamt, Herr Dr. Daniel 
Tiller, Herr Norbert Schmeja, Herr Matthias Soden und 
Herr Dr. Johannes Wohlrab gemeinsam mit Herrn 
Pfarrer Magnus Koschig beauftragt die Verantwortung 
für die Seelsorge in der Pfarrei Carl Lampert, Halle zu 
übernehmen. 
 
Herr Dr. Johannes Wohlrab wurde mit Wirkung zum 22. 
Januar 2023 zum Vorsitzenden des Kirchenvorstands 
Plus der Pfarrei Carl Lampert, Halle ernannt. 
 
Herr Pfarrer Johannes Zülicke wurde von seiner 
Aufgabe als Pfarradministrator der Pfarrei St. 
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Elisabeth, Weißenfels mit Wirkung vom 27. Januar 
2023 entpflichtet. Mit Wirkung zum 27. Januar 2023 
wurde er zum Geistlichen Moderator in der Pfarrei St. 
Elisabeth, Weißenfels ernannt. 
 
Mit Wirkung zum 27. Januar 2023 wurden Herr Frank 
Knittel, Herr Harald Müller, Herr Thilo Schulz und Herr 
Daniel Winkelhöfer gemeinsam mit Herrn Pfarrer 
Johannes Zülicke beauftragt die Verantwortung für die 
Seelsorge in der Pfarrei St. Elisabeth, Weißenfels zu 
übernehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlagen: 
Nr. 15 Aufruf der deutschen Bischöfe zur 

Fastenaktion Misereor 2023 
Nr. 16 Beschluss BK 3/2022 der Bundeskommi-

ssion des Deutschen Caritasverbandes e.V. 
vom 20.10.2022 

Nr. 17 Beschluss BK 4/2022 der Bundeskommi-
ssion des Deutschen Caritasverbandes e.V. 
vom 08.12.2022 

Nr. 18 Muster für Ausführungsbestimmungen zur 
Rahmenordnung über die Führung von 
Personalakten und Verarbeitung von 
Personalaktendaten von Klerikern und 
Kirchenbeamten (Personalaktenordnung) für 
Ausbildungsakten von Alumnen in den 
Priesterseminaren 

Nr. 19 Beschluss der Regionalkommission Ost des 
Deutschen Caritasverbandes e.V. 
Änderungen der Anlagen 33 und 1 zu den 
AVR vom 03.11.2022 

Nr. 20 Beschluss der Regionalkommission Ost des 
Deutschen Caritasverbandes e.V. 
Änderungen der Anlage 2 zu den AVR vom 
03.11.2022 

Nr. 21 Beschluss der Regionalkommission Ost des 
Deutschen Caritasverbandes e.V. Fassung 
des Eckpunktebeschlusses vom 19. 
Dezember 2019 zur Weiterentwicklung der 
Vergütung in Bezug auf das Urlaubsgeld § 7 
Abs. 1 Anlage 14 AVR 

Nr. 22 Ordnung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission (ZAK-Ordnung), geändert am 
22.11.2022 

Nr. 23 Kirchensteuerbeschluss für das Bistum 
Magdeburg (Bundesland Sachsen-Anhalt) 
[ab 1.1.2022] 

Nr. 24 Festsetzung des Haushaltsplanes für das 
Bistum Magdeburg für das Jahr 2023 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber: 
Bischöfliches Ordinariat Magdeburg 
Max-Josef-Metzger-Str. 1 
39104 Magdeburg 
www.bistum-magdeburg.de 


